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0 Vorbemerkung 

1. Bei der Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) nach 
dem Gesetz zur Umsetzung der UVP-Änderungsrichtli-
nie, der IVU-Richtlinie und weiterer EG-Richtlinien 
zum Umweltschutz vom 27. Juli 2001 (BGBl. I S. 1950) 
handelt es sich nicht um etwas grundsätzlich Neues, 
welches weit über die bisherige Praxis hinausgeht und 
etwa zusätzliche Arbeiten und in der Regel auch kos­
tenträchtigen Prüfungsaufwand erfordert. Daher soll 
vorab darauf hingewiesen werden, dass es sich bei einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung dem Grunde nach um 
die von anderen getrennte, gebündelte Zusammenfas­
sung dessen, was bei einer ordnungsgemäßen Planung 
ohnehin geleistet werden muss, nämlich die sachgerech­
te Aufbereitung und Bewertung des umweltrelevanten 
Abwägungsmaterials, handelt. 

Dieses sollte dazu führen, dass die Gemeinden bei Unsi­
cherheiten im Rahmen der Anwendung der komplexen 
Regelungen zu kumulierenden Vorhaben (§ 3b des Geset­
zes über die Umweltverträglichkeitsprüfung [UVPG]), 
zur UVP-Pflicht im Einzelfall (Screening) (§ 3c UVPG) 
sowie zur Änderung und Erweiterung UVP-pflichtiger 
Vorhaben (§ 3e UVPG) im Zweifelsfall eine Vorprüfung 
des Einzelfalls bzw. eine Umweltverträglichkeitsprüfung 
vornehmen. 

2. Eine Umweltverträglichkeitsprüfung dürfte sich in aller 
Regel ohne besondere Probleme in den Planungsprozess 
einbauen lassen: 

Die Umweltverträglichkeitsprüfung ist eine in das Pla­
nungsverfahren integrierte unselbstständige Prüfung der 
umweltrelevanten Auswirkungen der Planung. Diese 
Auswirkungen sind in einer Zusammenstellung - dem 
Umweltbericht - zu erfassen, der Öffentlichkeit ein­
schließlich den Trägern öffentlicher Belange zur Stel­
lungnahme zu unterbreiten und zu bewerten. In der Be­
bauungsplanung erfolgt die Berücksichtigung der so ge­
wonnenen Erkenntnisse im Rahmen der planerischen Ab­
wägung nach § 1 Abs. 6 des Baugesetzbuches (BauGB). 

- Eine Umweltverträglichkeitsprüfung wird immer 
dann in Betracht kommen, wenn die Prüf- oder Grö­
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ßenwerte für die in den Nummern 18.1 bis 18.8 der 
Anlage 1 zum UVPG genannten Vorhaben (baupla­
nungsrechtliche Vorhaben) durch die Aufstellung ei­
nes Bebauungsplanes erreicht werden. Es handelt 
sich hierbei um Feriendörfer, Hotelkomplexe, Frei­
zeitparks, Parkplätze, Industriezonen, Einkaufszent­
ren sowie Städtebauprojekte. In den genannten Fäl­
len findet die Umweltverträglichkeitsprüfung nur 
im Bebauungsplanverfahren statt. 

- Soweit absehbar ist, dass im Bebauungsplanverfah­
ren auch die bauplanungsrechtliche Zulässigkeit ei­
nes bestimmten der in Nummer 1 bis Nummer 17 
oder Nummer 19 der Anlage 1 zum UVPG genann­
ten Vorhaben vorbereitet wird, ist im Planungsver­
fahren ebenfalls eine Umweltverträglichkeitsprü­
fung vorzunehmen. 

- Sofern eine Vorprüfung des Einzelfalls im Hinblick 
auf erhebliche Umweltauswirkungen vorzunehmen 
ist, ist nach dem UVPG diese Vorprüfung (das so ge­
nannte Screening) an Hand einer allgemeinen oder 
standortbezogenen Vorprüfung nach Maßgabe der 
Anlage 2 zum UVPG vorzunehmen. 

3.	 Es wird empfohlen, Prüfungen im Rahmen der natur­
schutzrechtlichen Eingriffsregelung in die UVP zu inte­
grieren (vgl. auch unter Nummer 4.1.2.1). Eine gegebe­
nenfalls erforderliche Verträglichkeitsprüfung nach 
§§ 19c ff. BNatSchG1/§§ 34 ff. BNatSchGNeuregG2 hat 
im Rahmen der UVP zu erfolgen. Sind kommunale 
Landschaftspläne aufgestellt worden (vgl. § 7 des Bran­
denburgischen Naturschutzgesetzes [BbgNatSchG] ­
Landschafts- und Grünordnungspläne), so sollen deren 
umweltbezogene Aussagen für die UVP herangezogen 
werden. Die Inhalte der Landschaftspläne decken in der 
Regel weite Teile der UVP-relevanten Inhalte ab. 

4.	 Die verspätete bzw. unvollständige Umsetzung der 
EU-Richtlinien zur Umweltverträglichkeitsprüfung kann 
dazu führen, dass im Einzelfall ein ergänzendes Verfah­
ren nach § 215a BauGB durchzuführen ist oder bei einem 
laufenden Bebauungsplanverfahren einzelne Schritte im 
Hinblick auf ein unterbliebenes Screening bzw. eine 
unterbliebene Umweltverträglichkeitsprüfung nachzu­
holen sind. Hierzu sei deutlich auf die Erläuterungen 
zum Überleitungsrecht hingewiesen (vgl. Nummern 2.1 
und 4.5). 

5.	 Da die UVP unselbstständiger Teil des Verfahrens zur 
Aufstellung, Änderung oder Ergänzung von Bebau­
ungsplänen ist (vgl. § 17 UVPG), ist die Gemeinde zu­
ständige Behörde im Sinne des UVPG. Zwar kommt den 
Trägern öffentlicher Belange (TÖB) im Hinblick auf 
den in § 1 Nr. 2 UVPG genannten Zweck der UVP die 
besondere Verantwortung zu, eventuelle Umweltauswir­

1	 BNatSchG - Bundesnaturschutzgesetz 
2	 BNatSchGNeuregG - Gesetz zur Neuregelung des Naturschutzes 

und der Landschaftspflege und zur Anpassung anderer Rechtsvor­
schriften 

kungen möglichst frühzeitig zu benennen. Alle Ent­
scheidungen, insbesondere also die Feststellung der 
UVP-Pflicht nach § 3a UVPG und die Festlegung des 
Untersuchungsrahmens im Rahmen eines Scopings 
(vgl. § 5 UVPG) trifft alleine die Gemeinde als  zustän­
dige Behörde. 

6.	 Dieser Erlass betrifft nur die Umsetzung der UVP-Än-
derungsrichtlinie durch das eingangs genannte Gesetz 
zur Umsetzung der UVP-Änderungsrichtlinie, der IVU-
Richtlinie und weiterer EG-Richtlinien zum Umwelt­
schutz. Er befasst sich nicht mit der UVP für Pläne und 
Programme. Die hierzu erlassene Richtlinie 2001/42/EG 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. Ju­
ni 2001 über die Prüfung der Umweltauswirkungen be­
stimmter Pläne und Programme (ABl. EG Nr. L 197 
S. 30 vom 21. Juli 2001, Richtlinie über die Strategische 
Umweltprüfung oder Plan-UVP-Richtlinie, abgekürzt 
SUVP-RL) muss vom nationalen Gesetzgeber erst noch 
umgesetzt werden, und zwar bis zum 21. Juli 2004. 

1	 Allgemeines/Überblick über die Änderungen 

Das Gesetz zur Umsetzung der UVP-Änderungsrichtlinie, der 
IVU-Richtlinie und weiterer EG-Richtlinien zum Umweltschutz 
vom 27. Juli 2001 (BGBl. I S. 1950) dient insgesamt der Um­
setzung europäischen Gemeinschaftsrechts, dabei auch insbe­
sondere der Umsetzung der Richtlinie 97/11/EG des Rates vom 
3. März 1997 zur Änderung der Richtlinie 85/337/EWG über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung bei bestimmten öffentlichen und 
privaten Projekten (UVP-Änderungsrichtlinie). 

Mit dem Artikelgesetz sind unter anderem das UVP-Gesetz (Ar­
tikel 1), das Baugesetzbuch (Artikel 12), das Bundes-Immis-
sionsschutzgesetz (BImSchG - Artikel 2) sowie einige auf seiner 
Grundlage erlassene Verordnungen, vor allem die Verordnung 
über genehmigungsbedürftige Anlagen (4. BImSchV - Artikel 4) 
und diverse Verkehrswegegesetze geändert worden. 

Mit Bezug auf das Bauplanungsrecht liegt die wesentliche Än­
derung durch das Gesetz konzeptionell darin, dass die Pflicht zur 
UVP („Ob“) wie bisher im UVPG, die speziellen Verfahrensan­
forderungen der Umweltverträglichkeitsprüfung („Wie“) hinge­
gen im BauGB selbst geregelt werden. Für die Bebauungspla­
nung ist insbesondere auch auf die - richtlinienbedingte - Aus­
weitung UVP-pflichtiger bauplanungsrechtlicher Vorhaben 
nach der Nummer 18 der Anlage 1 zum UVPG hinzuweisen. 

Mit der geänderten Anlage 1 zum UVP-Gesetz wird auch hin­
sichtlich sonstiger (nicht bauplanungsrechtlicher Vorhaben) der 
Anwendungsbereich der Umweltweltverträglichkeitsprüfung 
ausgeweitet. Im Hinblick auf die Rechtsprechung des EuGH 
werden z. B. die Projekte des Anhangs II der UVP-Änderungs-
richtlinie mit Ausnahme einzelner Vorhaben, für deren Regelung 
dem Bund die Kompetenz fehlt, vollständig erfasst. Neu ist da­
bei, dass zur Feststellung der UVP-Pflichtigkeit von Vorhaben 
ein so genanntes „Screening“-Verfahren eingeführt wird, in dem 
entsprechend den Auswahlkriterien der Anlage 2 zum UVPG 
entschieden werden muss, ob im Einzelfall eine UVP durchzu­
führen ist (§ 3c UVPG). Nach § 3c Abs. 1 UVPG ist zwischen ei­
ner allgemeinen, sämtliche Kriterien der Anlage 2 zum UVPG 
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umfassenden Vorprüfung und einer besonderen standortbezoge­
nen Vorprüfung (hinsichtlich der Kriterien nach Nummer 2 der 
Anlage 2 zum UVPG) zu unterscheiden. Für die Bebauungspla­
nung sind nach § 17 UVPG von den Gemeinden ausschließlich 
die Verfahrensvorschriften des Baugesetzbuchs zur UVP anzu­
wenden (§§ 2a, 3, 4 und 4a BauGB; siehe 4). Die Gemeinde ist 
für die Bebauungsplanung die im Sinne des UVPG zuständige 
Behörde. Unter den neuen Verfahrensvorschriften kommt der 
Regelung des § 2a BauGB über den Umweltbericht die größte 
praktische Bedeutung zu. Es kann sinnvoll sein, die darin ent­
haltene klare Struktur auch bei nicht UVP-pflichtigen Bebau­
ungsplänen für die Aufbereitung des umweltrelevanten Abwä­
gungsmaterials zu nutzen. 

UVP-Pflicht nach dem UVPG 

Für die Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeits­
prüfung ist nach dem UVPG grundsätzlich zu unterscheiden 
zwischen Vorhaben, die entweder 

a) auf Grund der gesetzlich festgelegten Merkmale in je­
dem Fall einer Umweltverträglichkeitsprüfung zu unter­
ziehen sind („Regel-UVP“; vgl. Nummer 2.1) oder 

b) auf Grund einer vorgeschriebenen Vorprüfung des Ein­
zelfalls („Screening“) UVP-pflichtig sein können (vgl. 
Nummer 2.2). 

2.1 „Regel-UVP“ 

Für die „Regel-UVP“ sind die Vorschriften der §§ 3b und 3e 
Abs. 1 Nr. 1 UVPG maßgeblich. 

Nach § 3b Abs. 1 UVPG ergibt sich immer eine Pflicht zur 
Durchführung der Umweltverträglichkeitsprüfung, wenn ein in 
der Anlage 1 zum UVPG aufgeführtes Vorhaben errichtet wer­
den soll. 

Hierfür müssen die in der Anlage 1 genannten Merkmale vorlie­
gen -

Beispiel: 
Nummer 1.7 „Errichtung und Betrieb einer Anlage zum 
Brikettieren von Braun- oder Steinkohle“ 

und gegebenenfalls angegebene Größen- oder Leistungswerte 
erreicht oder überschritten werden. 

Beispiele: 
Nummer 1.1.1 Errichtung eines Kraftwerks „mit einer 
Feuerungswärmeleistung von mehr als 200 MW“ oder 
Nummer 18.6.1 Bau eines Einkaufszentrums mit einer zu­
lässigen Geschossfläche von 5.000 m2 im bisherigen 
Außenbereich, für den ein Bebauungsplan aufgestellt 
wird. 

2.1.1	 Kumulierende Vorhaben 

Nach § 3b Abs. 2 UVPG besteht bei kumulierenden Vorhaben 
ebenfalls die Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltver­
träglichkeitsprüfung, wenn die Vorhaben zusammen die maßge­
benden Größen- oder Leistungswerte erreichen oder überschrei­

ten. Dabei ist darauf hinzuweisen, dass das Gesetz unter dem Be­
griff des kumulierenden Vorhabens auch Vorhaben erfasst, die 
von mehreren Trägern verwirklicht werden sollen. Die Vorhaben 
müssen jedoch gleichzeitig verwirklicht werden, 

-	 als technische oder sonstige Anlagen auf demselben Be­
triebs- oder Baugelände liegen und mit gemeinsamen 
betrieblichen oder baulichen Einrichtungen verbunden 
sein (§ 3b Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 UVPG) 

- oder als sonstige in Natur und Landschaft eingreifende 
Maßnahmen in einem engen räumlichen Zusammen­
hang stehen (§ 3b Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 UVPG) 

- und einem vergleichbaren Zweck dienen sowie jeweils 
für sich die Werte für eine standortbezogene oder, soweit 
diese nicht vorgesehen ist, die Werte für eine allgemeine 
Vorprüfung erreichen oder überschreiten. 

Beispiel: 
Im Rahmen einer Siedlungserweiterung werden mit zwei 
Bebauungsplänen zwei zusammenhängende Baugebiete 
(ein Wohngebiet mit einer zulässigen Grundfläche von 
60.000 m2 und ein Mischgebiet mit einer zulässigen 
Grundfläche von 50.000 m2) im bisherigen Außenbereich 
entwickelt. UVP-pflichtig, da der maßgebliche Größen­
wert nach Nummer 18.7.1 der Anlage 1 zum UVPG von 
100.000 m2 erreicht bzw. überschritten wird und da beide 
Vorhaben für sich genommen nach Nummer 18.7.2 einer 
allgemeinen Vorprüfung des Einzelfalls bedürfen (ab 
20.000 m2 bis weniger als 100.000 m2). 

Eine „Gleichzeitigkeit“ der Verwirklichung ist nur gegeben, 
wenn die Bebauungsplanverfahren sich zumindest teilweise 
überschneiden. 

2.1.2	 Erweiterung eines bisher nicht UVP-pflichtigen Vor­
habens („Hineinwachsen“ in die UVP-Pflicht) 

Nach § 3b Abs. 3 UVPG ist eine UVP auch dann durchzuführen, 
wenn der maßgebliche Größen- oder Leistungswert durch Er­
weiterung eines bestehenden (bislang nicht UVP-pflichti-
gen) Vorhabens erstmals erreicht oder überschritten ist („Hi­
neinwachsen“ in die UVP-Pflicht). Dabei ist die UVP unter Be­
rücksichtigung der Umweltauswirkungen des bestehenden Vor­
habens für die Erweiterung durchzuführen. Mit Rücksicht auf 
den dynamischen Charakter der Siedlungsentwicklung sind von 
dieser Regelung Industriezonen und Städtebauprojekte nach 
Nummern 18.5, 18.7 und 18.8 der Anlage 1 zum UVPG ausge­
nommen. Ferner ist bei älteren Vorhaben zu berücksichtigen, 
dass der Bestand bei Bestimmung der Größen- oder Leistungs­
werte unberücksichtigt bleibt, wenn die jeweiligen Vorhaben vor 
Ablauf der für sie einschlägigen Umsetzungsfrist der Richt­
linie 85/337/EWG (das heißt vor dem 3. Juli 1988) bzw. 97/11/EG 
(das heißt vor dem 14. März 1999) bereits bestanden. 

Beispiel: 
Für ein 1995 „auf der Grünen Wiese“ errichtetes Ein­
kaufszentrum mit einer Geschossfläche von 4.500 m2 

soll eine Erweiterung um 1.000 m2 Geschossfläche er­
möglicht werden. Der hierzu gegebenenfalls erforderli­
che Bebauungsplan ist nicht UVP-pflichtig, obwohl ins­
gesamt der Größenwert von 5.000 m2 Geschossfläche 
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(siehe Nummer 18.6.1 der Anlage 1 zum UVPG) über­
schritten wird, da das Vorhaben bereits vor dem 14. März 
1999 errichtet wurde. 

2.1.3	 Erweiterung oder Änderung eines bereits UVP­
pflichtigen Vorhabens 

§ 3e UVPG behandelt schließlich den Fall der Änderung oder 
Erweiterung von für sich genommen bereits UVP-pflichti-
gen, bestehenden Vorhaben. Nach § 3e Abs. 1 Nr. 1 UVPG ist 
eine UVP immer durchzuführen, wenn die für das Vorhaben in 
der Anlage 1 zum UVPG genannten Größen- oder Leistungs­
werte durch die Änderung oder Erweiterung selbst erreicht oder 
überschritten werden. 

Beispiel: 
Die Kapazität eines Hotelkomplexes mit 300 Gästezim­
mern wird durch Änderung/Erweiterung eines Bebau­
ungsplans in den bisherigen Außenbereich hinein um 
200 Gästezimmer heraufgesetzt. 

UVP-pflichtige Vorhaben im Sinne des § 3 e UVPG sind auch 
Vorhaben, für die noch keine Umweltverträglichkeitsprüfung 
durchgeführt worden ist, die aber - würden sie nach neuem 
Recht zugelassen - die Voraussetzungen für die UVP-Pflichtig-
keit nach den §§ 3a bis f UVPG in Verbindung mit der Anlage 1 
zum UVPG erfüllen. Dies betrifft auch die Änderung oder Er­
weiterung solcher Vorhaben, die bereits vor In-Kraft-Treten des 
UVPG a. F. ohne Umweltverträglichkeitsprüfung zugelassen 
worden sind (vgl. BT-Drs. 14/5204, S. 91). 

2.2	 UVP-Pflicht nach Vorprüfung des Einzelfalls 

Für die Vorprüfung des Einzelfalls („Screening“) sind die Vor­
schriften des § 3c Abs. 1 und des § 3e Abs. 1 Nr. 2 und Abs. 2 
UVPG maßgeblich. 

Nach § 3c Abs. 1 Satz 1 und 2 UVPG ist eine Vorprüfung des 
Einzelfalls vorzunehmen, wenn dies in der Anlage 1 zum UVPG 
für das jeweilige Vorhaben vorgesehen ist. Hinsichtlich der Vor­
prüfung wird im Gesetz zwischen einer „allgemeinen Vorprü­
fung“ (Satz 1) und einer „standortbezogenen Vorprüfung“ 
(Satz 2) unterschieden. Welche Art der Vorprüfung jeweils vor­
zunehmen ist, ergibt sich aus Spalte 2 der Anlage 1 zum UVPG 
durch die Angabe „A“ (= allgemeine Vorprüfung) bzw. „S“ 
(= standortbezogene Vorprüfung). Für die bauplanungsrecht­
lichen Vorhaben nach Nummer 18 der Anlage 1 zum UVPG 
spielt die Kategorie der standortbezogenen Vorprüfung keine 
Rolle, weil hier stets entweder eine Regel-UVP oder eine allge­
meine Vorprüfung vorgeschrieben ist. 

2.2.1	 Allgemeine und standortbezogene Vorprüfung 

Bei der allgemeinen Vorprüfung ist nach § 3c Abs. 1 Satz 1 
UVPG eine überschlägige Prüfung durchzuführen, ob das Vor­
haben erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen haben kann, 
die bei der Entscheidung über die Genehmigung des Vorhabens 
(bzw. im Bebauungsplanverfahren die Beschlussfassung über 
den Bebauungsplan) zu berücksichtigen wären. Dabei hat die 
Prüfung an Hand der in Anlage 2 zum UVPG beispielhaft auf­
geführten Kriterien zu erfolgen, die die Merkmale des Vorha­

bens, den Standort und die Merkmale der möglichen Auswir­
kungen des Vorhabens erfassen. 

Bei der standortbezogenen Vorprüfung sind im Gegensatz zur 
allgemeinen Vorprüfung des Einzelfalls nach § 3c Abs. 1 Satz 2 
UVPG lediglich die in der Anlage 2 Nr. 2 aufgeführten Schutz­
kriterien zu berücksichtigen. Damit ist vor allem die ökologische 
Empfindlichkeit eines Gebietes, das durch das Vorhaben mögli­
cherweise beeinträchtigt wird, unter Berücksichtigung der Ku­
mulierung mit anderen Vorhaben in dem gemeinsamen Einwir­
kungsbereich auch im Rahmen einer lediglich standortbezoge­
nen Vorprüfung einer überschlägigen Prüfung zu unterziehen. 

Sowohl für die allgemeine wie auch für die standortbezogene 
Vorprüfung gilt ferner, dass vorgesehene Vermeidungs- und Ver­
minderungsmaßnahmen, soweit sie bestimmte Umweltauswir­
kungen offensichtlich ausschließen, in Rechnung gestellt wer­
den müssen (§ 3c Abs. 1 Satz 3 UVPG). Bei der allgemeinen 
Vorprüfung ist hinsichtlich der Intensität der Prüfung und bei der 
Einschätzung, ob entscheidungsrelevante erhebliche nachteilige 
Umweltauswirkungen gegeben sein können, ferner zu berück­
sichtigen, wie weit die Prüfwerte für Größe oder Leistung über­
schritten werden (§ 3c Abs. 1 Satz 4 UVPG). 

2.2.2	 Kumulierende Vorhaben und Änderung oder Erwei­
terung schon UVP-pflichtiger Vorhaben 

Aus § 3c Abs. 1 Satz 5 UVPG ergibt sich schließlich, dass auch 
für das Erreichen oder Überschreiten der Prüfwerte die Bestim­
mungen zu kumulierenden Vorhaben in § 3b Abs. 2 und 3 UVPG 
entsprechend anzuwenden sind. 

Eine allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls ist ferner in § 3e 
Abs. 1 Nr. 2 UVPG für den Fall der Änderung oder Erweiterung 
bereits bestehender, schon UVP-pflichtiger Vorhaben gegeben, 
wenn die Änderung oder Erweiterung nicht bereits nach Maß­
gabe des § 3e Abs. 1 Nr. 1 UVPG selbst (wegen Erreichens der 
Größen- oder Leistungswerte) unmittelbar UVP-pflichtig ist. 
Bei der Vorprüfung sind auch diejenigen seit der nationalen Ein­
führung der UVP-Pflicht vorgenommenen Änderungen und Er­
weiterungen zu berücksichtigen, für die bisher keine Umwelt­
verträglichkeitsprüfungen durchgeführt worden sind. 

Für bereits UVP-pflichtige bauplanungsrechtliche Vorhaben 
nach Anlage 1 Nr. 18.1 bis 18.8 zum UVPG bestimmt § 3e 
Abs. 2 insoweit als Ausnahme, dass hier durch die Änderung 
oder Erweiterung der jeweils einschlägige Prüfwert erreicht oder 
überschritten werden muss, um zu einer Vorprüfungspflicht zu 
kommen. 

Beispiel: 
Die Kapazität des bereits UVP-pflichtigen Hotelkom­
plexes (siehe oben) wird um weitere 80 Gästezimmer 
heraufgesetzt: vorprüfungspflichtig, da der Prüfwert ge­
mäß Nummer 18.1.2 der Anlage 1 zum UVPG erreicht 
wird. 

2.2.3	 Prüfumfang im Rahmen der Vorprüfung 

In allen genannten Fällen ist auf Grund der Vorprüfung eine Um­
weltverträglichkeitsprüfung nur durchzuführen, „wenn das Vor­
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haben nach Einschätzung der zuständigen Behörde auf Grund 
überschlägiger Prüfung“ unter Berücksichtigung der jeweils re­
levanten Kriterien „erhebliche nachteilige Umweltauswirkun­
gen“ haben kann, die für die Genehmigungs- bzw. Planungsent­
scheidung zu berücksichtigen sind. Hieraus folgt, dass der Prü­
fungsumfang im Rahmen der Vorprüfung geringer ist als im 
Rahmen der Umweltverträglichkeitsprüfung selbst. Bei der Vor­
prüfung des Einzelfalls handelt es sich lediglich um eine über­
schlägige Prüfung, ob eine vertiefte Ermittlung, Beschreibung 
und Bewertung der unmittelbaren und mittelbaren Auswirkun­
gen eines Vorhabens auf die in § 2 Abs. 1 Satz 2 UVPG (bzw. 
§ 1a Abs. 2 Nr. 3 BauGB) aufgeführten Schutzgüter wegen der 
Besorgnis erheblicher nachteiliger Umweltauswirkungen des 
Vorhabens erforderlich ist. 

Dabei werden die Schutzgüter 

1. 	 Menschen, Tiere und Pflanzen, 
2. 	 Boden, Wasser, Luft, Klima und Landschaft, 
3. 	 Kulturgüter und sonstige Sachgüter sowie 
4. 	 die Wechselwirkungen zwischen den vorgenannten 

Schutzgütern 

an Hand der Kriterien der Anlage 2 zum UVPG auf eine mögliche 
Betroffenheit überprüft. Die Kriterien der Anlage 2 beziehen sich 

1.	 auf die Merkmale des Vorhabens, 
2. 	 den Standort des Vorhabens und 
3. 	 die Merkmale der möglichen Auswirkungen. 

Hinsichtlich der Einzelheiten des lediglich beispielhaften („ins­
besondere“) Kriterienkatalogs wird auf den Text der Anlage 2 
zum UVPG verwiesen. 

2.2.3.1 Erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen 

Zur Frage der „Erheblichkeit“ nachteiliger Umweltauswir­
kungen enthält das UVPG keine ausdrücklichen Vorgaben. Dies 
erklärt sich vor dem Hintergrund des ausschließlich verfahrens­
rechtlichen Charakters der UVP-Richtlinie bzw. des UVP-Ge-
setzes. Allerdings sind die gegebenenfalls für das Vorhaben in 
der Anlage 1 Spalte 1 vorhandenen Größen- oder Leistungswer­
te als eine Wertung des Gesetzgebers anzusehen, wann bei ei­
nem Vorhaben in der Regel von erheblichen nachteiligen Um­
weltauswirkungen auszugehen ist (vgl. § 3c Abs. 1 Satz 4 
UVPG). Bei lediglich vorprüfungspflichtigen Vorhaben kann 
somit von erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen nur 
ausgegangen werden, wenn sie auf Grund der in Anlage 2 zum 
UVPG angeführten Kriterien vergleichbar „schwere“ Umwelt­
auswirkungen haben können. 

Im Übrigen - insbesondere wenn wie bei Nummer 18.8 der An­
lage 1 zum UVPG Größen- und Leistungswerte nicht normiert 
sind - ist bei der Vorprüfung auch zu berücksichtigen, inwieweit 
die Prüfwerte überschritten werden (§ 3c Abs. 1 Satz 4 UVPG). 

Die Bewertungsmaßstäbe sind im Übrigen dem materiellen 
Recht zu entnehmen, also insbesondere den im jeweiligen Zu­
lassungsverfahren maßgeblichen umweltbezogenen Vorschrif­
ten. Bei planerischen Entscheidungen - wie im Fall der Bebau­
ungsplanung - können sich Bewertungsmaßstäbe aus denjenigen 

Rechtsvorschriften ergeben, die den Schutz der Umweltbelange 
in der planerischen Abwägungsentscheidung zum Gegenstand 
haben. Die Entscheidung, welche Bewertungsmaßstäbe bei ei­
ner konkreten Planung heranzuziehen sind, unterliegt nicht der 
Abwägung. 

Auf Grund des summarischen Charakters der Vorprüfung 
(„überschlägige Prüfung“) sind im Rahmen der Vorprüfung 
diesbezüglich jedoch keine ins Einzelne gehende Untersuchun­
gen und Gutachten erforderlich. Es wird zumeist eine auf Grund 
tatsächlicher Anhaltspunkte und/oder der Anwendung von Er­
fahrungswerten basierende „Einschätzung“ der Gemeinde aus­
reichend sein. 

2.2.3.2 Bewertungsmaßstäbe 

Als Bewertungsmaßstäbe können je nach Lage des Einzelfalls 
in der Bebauungsplanung unter anderem herangezogen werden: 

- umweltbezogene Ziele der Raumordnung gemäß § 1 
Abs. 4 BauGB, 

- das allgemeine Ziel des § 1 Abs. 5 Satz 1 BauGB, nach 
dem der Bauleitplan dazu beitragen soll, eine men­
schenwürdige Umwelt zu sichern und die natürlichen 
Lebensgrundlagen zu schützen und zu entwickeln, 

- die Belange des Umweltschutzes nach § 1 Abs. 5 Satz 2 
Nr. 7 BauGB, 

- die Bodenschutzklausel nach § 1a Abs. 1 BauGB, 
- die Inhalte der Landschaftsplanung zur Beurteilung 

der Umweltverträglichkeitsprüfung nach § 3 Satz 3 
BbgNatSchG (Hier ist in erster Linie der Landschafts­
plan der Gemeinde nach § 7 BbgNatSchG heranzuzie­
hen. Er beinhaltet regelmäßig die für die Vorprüfung er­
forderlichen ökologischen Aussagen und Bewertungen 
für das Gemeindegebiet.), 

- umweltbezogene Darstellungen in Flächennutzungsplä­
nen gemäß § 5 Abs. 2 Nr. 5, 6, 9 und 10 BauGB, 

- umweltbezogene Aussagen in Fachplänen des Natur­
schutz-, Wasser-, Abfall- und Immissionsschutzrechtes 
gemäß § 1a Abs. 2 Nr. 1 BauGB, soweit sie für die Ab­
wägung nach § 1 Abs. 6 BauGB von Bedeutung sind, 

- die Eingriffsregelung nach § 8a Abs. 1 BNatSchG/§ 21 
BNatSchGNeuregG in Verbindung mit § 1a Abs. 2 Nr. 2 
und Abs. 3 BauGB, 

- die Erhaltungsziele und der Schutzzweck von Schutzge­
bietsausweisungen, insbesondere der Gebiete von ge­
meinschaftlicher Bedeutung und der europäischen Vo­
gelschutzgebiete im Sinne des Bundesnaturschutzgeset-
zes/des Gesetzes zur Neuregelung des Naturschutzes 
und der Landschaftspflege und zur Anpassung anderer 
Rechtsvorschriften (BNatSchGNeuregG) gemäß § 1a 
Abs. 2 Nr. 4 BauGB (Diesen Kriterien kommt gegebe­
nenfalls besondere Bedeutung zu, weil sie bereits bei 
kleineren Vorhaben zu einer UVP-Pflicht führen kön­
nen, wenn insoweit erhebliche nachteilige Umweltaus­
wirkungen zu besorgen sind.), 

- der Trennungsgrundsatz des § 50 BImSchG. 

Hierbei ist darauf hinzuweisen, dass nicht schon die voraus­
sichtliche Erfüllung des Tatbestands der naturschutzrechtlichen 
Eingriffsregelung im Rahmen der Vorprüfung für sich genom­
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men mit einer erheblichen nachteiligen Umweltauswirkung 
gleichgesetzt werden kann, da schon im Rahmen der Vorprüfung 
zu berücksichtigen ist, inwieweit Umweltauswirkungen, das 
heißt auch erhebliche Beeinträchtigung von Natur und Land­
schaft im Sinne der Eingriffsregelung, durch Vermeidungs- und 
Minderungsmaßnahmen offensichtlich ausgeschlossen werden 
(§ 3c Abs. 1 Satz 3 UVPG). Im Übrigen sind Prüfungen im Rah­
men der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung in die Um­
weltverträglichkeitsprüfung zu integrieren. Ebenso sollte eine 
gegebenenfalls erforderliche Verträglichkeitsprüfung (VP) nach 
§§ 19a ff. BNatSchG/§§ 32 ff. BNatSchGNeuregG mit der UVP 
koordiniert werden. 

Die Untersuchung zur Verträglichkeit nach § 19c BNatSchG/ 
§ 34 BNatSchGNeuregG ist regelmäßig in die gutachterlichen 
Ausarbeitungen im Rahmen der UVP integrierbar. Die Prüfung, 
ob für das zur Entscheidung anstehende Projekt eine VP erfor­
derlich ist, und das Ergebnis der VP sind gesondert darzustellen. 
Abweichend von § 12 UVPG entfaltet das Ergebnis der VP ei­
gene Rechtswirkungen nach § 19c Abs. 2 BNatSchG/ 
§ 34 Abs. 2 BNatSchGNeuregG (vgl. § 1a Abs. 2 Nr. 4 BauGB). 

Sofern ein Grünordnungsplan (GOP) zum Bebauungsplan auf­
gestellt wird, können der Umweltbericht und die gegebenenfalls 
erforderlichen FFH3-Verträglichkeitsprüfungen zur Vermeidung 
von Doppelarbeit auch mit dem GOP koordiniert werden. 

2.3	 Zeitpunkt der Vorprüfung 

Das Gesetz enthält keine Regelungen zum Zeitpunkt der Vor­
prüfung. Nach Auffassung der Gemeinden, die an dem zum Ge­
setzgebungsverfahren durchgeführten Planspiel teilgenommen 
haben, sollte die Vorprüfung  aber zu einem möglichst frühen 
Zeitpunkt erfolgen. Dieses ergibt sich auch daraus, dass der ge­
gebenenfalls erforderliche Umweltbericht Bestandteil der Be­
gründung wird und mit ihr am Aufstellungsverfahren frühzeitig 
beteiligt ist. Soweit sich zu einem späteren Zeitpunkt heraus­
stellt, dass entgegen dem Ergebnis der Vorprüfung eine UVP er­
forderlich ist, ist diese unbeschadet der Regelung des § 214 
Abs. 1a Nr. 2 BauGB nachzuholen. 

3 UVP-pflichtige Bebauungspläne - insbesondere nach 
Anlage 1 Nr. 18 zum UVPG 

3.1 Vier Fallgruppen UVP-pflichtiger Bebauungspläne 

Für die Pflicht zur Durchführung der UVP im Bebauungsplan­
verfahren sind grundsätzlich vier verschiedene Fallgruppen zu 
unterscheiden: 

a)	 Beschlüsse nach § 10 BauGB über die Aufstellung, Än­
derung oder Ergänzung von Bebauungsplänen, durch 
die die Zulässigkeit von bestimmten Vorhaben im Sinne 
der Anlage 1 zum UVPG begründet werden soll (vgl. § 2 
Abs. 3 Nr. 3 UVPG), betreffen die Errichtung einer 
UVP-pflichtigen Anlage. 

Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 1992 (ABl. EG Nr. 
L 206 S. 7 vom 22. Juli 1992) zur Erhaltung der natürlichen Lebens­
räume sowie der wild lebenden Tiere und Pflanzen (Fauna-Flora-
Habitat-Richtlinie/FFH-Richtlinie) 

Beispiel: 
Einen konkret maßnahmenbezogenen (vorhabenbe­
zogenen) Bebauungsplan für ein Kraftwerk mit mehr 
als 200 MW Feuerungswärmeleistung - siehe Num­
mer 1.1.1 der Anlage 1 zum UVPG. 

Eine UVP muss in diesem Fall sowohl im Bebauungs­
planverfahren als auch im immissionsschutzrechtlichen 
Genehmigungsverfahren durchgeführt werden, wobei 
sich die UVP im Bebauungsplanverfahren - entspre­
chend dem Planungsstand - vor allem auf die Standort­
fragen konzentrieren kann, während sich die UVP im 
Genehmigungsverfahren auf zusätzliche und andere ­
vor allem anlagenbezogene - erhebliche Umweltauswir­
kungen beschränken kann (§ 17 Satz 3 UVGP). In die­
sem Fall ist also eine zweistufige UVP durchzuführen. 

b)	 § 2 Abs. 3 Nr. 3 UVPG nennt darüber hinaus ausdrück­
lich solche Beschlüsse nach § 10 BauGB über Bebau­
ungspläne, die Planfeststellungsbeschlüsse für Vorha­
ben im Sinne der Anlage 1 ersetzen. 

Beispiel: 
Bei einer Bundesautobahn im Sinne von Num­
mer 14.3 der Anlage 1 zum UVPG gemäß § 17 Abs. 3 
Satz 1 des Bundesfernstraßengesetzes (FStrG). 

Hier ist die UVP einstufig im Bebauungsplanverfahren 
durchzuführen. 

c)	 Beschlüsse nach § 10 BauGB über die Aufstellung, Än­
derung oder Ergänzung von Bebauungsplänen, durch 
die die Zulässigkeit von bestimmten Vorhaben im Sinne 
der Anlage 1 begründet werden soll (§ 2 Abs. 3 Nr. 3 
UVPG), können ferner auch Vorhaben betreffen, für die 
eine UVP im Genehmigungsverfahren nicht vorgesehen 
ist. Dies trifft bei den bauplanungsrechtlichen Vorhaben 
der Nummern 18 bis 18.8 der Anlage 1 zum UVPG zu. 

Beispiel: 
Bebauungsplan für einen Hotelkomplex im bisheri­
gen Außenbereich im Sinne des § 35 BauGB mit ei­
ner Bettenzahl von insgesamt 300. 

In dem Beispiel wird im anschließenden Baugenehmi­
gungsverfahren keine UVP durchgeführt. Auch hier 
handelt es sich um eine einstufige UVP. 

Speziell zu den zuletzt genannten bauplanungsrecht­
lichen Vorhaben enthält die Anlage 1 zum UVPG in den 
Nummern 18.1 bis 18.8 Regelungen. Diese unterwerfen 
solche Vorhaben einer UVP-Pflicht, für die Bebauungs­
pläne im bisherigen Außenbereich im Sinne des § 35 
BauGB aufgestellt werden und die einen bestimmten 
Größenwert (siehe § 3b Abs. 1 Satz 2 UVPG) erreichen 
oder überschreiten. Diese Vorhaben sind in Spalte 1 der 
Anlage mit einem „X“ gekennzeichnet. Unterhalb die­
ses Größenwertes bzw. generell, wenn Bebauungspläne 
in sonstigen Gebieten für bauplanungsrechtliche Vorha­
ben aufgestellt werden und ein jeweils in der Anlage 1 
bestimmter Prüfwert (siehe § 3c Abs. 1 UVPG) erreicht 
oder überschritten wird, ist eine allgemeine Vorprüfung 

3 
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des Einzelfalls durchzuführen. Diese Vorhaben sind in 
Spalte 2 der Anlage 1 mit einem „A“ gekennzeichnet. 

Ein Bebauungsplan, der als Angebotsplan als Art der 
Nutzung „Mischgebiet (§ 6 BauNVO)“ festsetzt, ist 
nicht deshalb vorprüfungs- oder UVP-pflichtig, weil in 
seinem Geltungsbereich allgemein z. B. Betriebe des 
Beherbergungsgewerbes zulässig sind, die die Prüfwer­
te oder Größenwerte erreichen, wenn bei der Planauf­
stellung die Ansiedlung solcher oder anderer UVP­
pflichtiger Betriebe nicht erkennbar ist. § 2 Abs. 3 Nr. 3 
UVPG stellt nicht auf allgemeine Angebotspläne, son­
dern auf maßnahmebezogene Bebauungspläne für be­
stimmte Vorhaben nach Anlage 1 zum Gesetz ab. Etwas 
anderes gilt wiederum dann, wenn der Bebauungsplan 
für das Mischgebiet seinerseits die Prüf- oder Größen­
werte für Städtebauprojekte erreicht (Nummer 18.7 der 
Anlage 1 zum UVPG), weil dieses Vorhaben mangels 
Griffigkeit der europarechtlichen Vorgaben als eine Art 
Auffangtatbestand konzipiert ist. 

d)	 UVP-Pflichten für Bebauungspläne können sich 
schließlich aus dem künftigen Landes-UVP-Gesetz er­
geben, das sich derzeit im Gesetzgebungsverfahren be­
findet und voraussichtlich 2002 in Kraft tritt. Begründet 
ein Bebauungsplan die Zulässigkeit eines nach Landes­
recht UVP-pflichtigen Vorhabens oder ersetzt er den 
Planfeststellungsbeschluss für ein solches Vorhaben, ist 
bereits im Bebauungsplanverfahren eine UVP durchzu­
führen (Nummer 18.9 der Anlage 1 zum UVPG). Im ers­
ten Fall handelt es sich um eine zweistufige UVP, im 
zweiten Fall um eine einstufige. 

3.2	 Bauplanungsrechtliche Vorhaben nach Num­
mern 18.1 bis 18.8 der Anlage 1 zum UVPG 

Zu den bauplanungsrechtlichen Vorhaben, für die nach den 
Nummern 18.1 bis 18.8 der Anlage 1 zum UVPG eine UVP-
Pflicht begründet wird, gehören der: 

1.	 Bau eines Feriendorfes, eines Hotelkomplexes oder 
einer sonstigen großen Einrichtung für die Ferien­
und Fremdenbeherbergung, für den im bisherigen 
Außenbereich im Sinne des § 35 BauGB ein Bebau­
ungsplan aufgestellt wird (Nummer 18.1). Hier ist eine 
UVP durchzuführen, wenn eine Bettenzahl von jeweils 
insgesamt 300 oder eine Gästezimmerzahl von jeweils 
insgesamt 200 erreicht oder überschritten wird (Num­
mer 18.1.1). Eine Vorprüfungspflicht setzt in diesem 
Fall ein bei einer Bettenzahl von insgesamt 100 oder ei­
ner Gästezimmerzahl von jeweils insgesamt 80 (Num­
mer 18.1.2). Feriendörfer unterliegen beispielsweise 
auch dann gegebenenfalls der UVP-Pflicht, wenn sie mit 
anderen Nutzungen (z. B. Wochenendhäusern) kombi­
niert werden. Maßgeblich ist allein, wie auch sinngemäß 
bei den anderen Vorhaben der Anlage 1, ob innerhalb des 
bauplanungsrechtlich festgesetzten Nutzungsspektrums 
konkrete Festsetzungen für ein gegebenenfalls UVP­
pflichtiges Vorhaben getroffen werden und die sonstigen 
Merkmale und Größen- oder Leistungswerte für den je­
weiligen Vorhabentyp erfüllt bzw. erreicht werden. Nicht 

unter Nummer 18.1 fallen Kurkliniken oder andere me­
dizinische Einrichtungen, da sie nicht der Ferien- oder 
Fremdenbeherbergung dienen. 

2.	 Bau eines ganzjährig betriebenen Campingplatzes, 
für den im bisherigen Außenbereich im Sinne des § 35 
BauGB ein Bebauungsplan aufgestellt wird (Num­
mer 18.2). Hier ist eine UVP durchzuführen, wenn eine 
Stellplatzzahl von 200 erreicht oder überschritten wird 
(Nummer 18.2.1). Eine Vorprüfungspflicht setzt bei einer 
Stellplatzzahl von insgesamt 50 ein (Nummer 18.2.2). 

3.	 Bau eines Freizeitparks, für den im bisherigen Außenbe­
reich im Sinne des § 35 BauGB ein Bebauungsplan auf­
gestellt wird (Nummer 18.3). Hier ist eine UVP durchzu­
führen, wenn die Größe des Plangebiets 10 ha erreicht 
oder überschreitet (Nummer 18.3.1). Eine Vorprüfungs­
pflicht setzt ein ab einer Größe von 4 ha (Nummer 18.3.2). 

Dabei werden vom Begriff des Freizeitparks vor allem 
kommerzielle Freizeitgroßeinrichtungen erfasst. Als 
Freizeitparks kommen danach (und hierauf nehmen 
auch die oben genannten „Schwellenwerte“ Bezug) 
großflächige Freizeit- und Vergnügungsanlagen in Be­
tracht, die in der Regel über mehrere stationäre Vergnü­
gungseinrichtungen verfügen. Typischerweise wird das 
Angebot um Gastronomieeinrichtungen ergänzt. 

4.	 Bau eines Parkplatzes, für den im bisherigen Außenbe­
reich im Sinne des § 35 BauGB ein Bebauungsplan auf­
gestellt wird (Nummer 18.4). Hier ist eine UVP durch­
zuführen, wenn der Parkplatz eine Fläche von 1 ha er­
reicht oder überschreitet (Nummer 18.4.1). Eine Vor­
prüfungspflicht setzt in diesem Fall bei einer Fläche von 
0,5 ha ein (Nummer 18.4.2). 

Von dem Begriff des Parkplatzes werden grundsätzlich 
nur zusammenhängende, oberirdisch angelegte Parkflä­
chen erfasst, die gegebenenfalls auch überdacht sein 
können. Tiefgaragen, Parkhäuser und ähnliche Hoch­
bauten fallen nicht unter diesen Begriff (können indes­
sen als Bestandteil eines anderen UVP-pflichtigen Vor­
habens, z. B. eines Städtebauprojekts oder eines Ein­
kaufszentrums einem Vorhaben nach einer anderen 
Nummer der Anlage 1 zum UVPG zugehörig sein). 

5.	 Bau einer Industriezone für Industrieanlagen, für 
den im bisherigen Außenbereich im Sinne des § 35 
BauGB ein Bebauungsplan aufgestellt wird (Num­
mer 18.5). Hier ist eine UVP durchzuführen, wenn 
die zulässige Grundfläche im Sinne des § 19 Abs. 2 der 
Baunutzungsverordnung (BauNVO) (ohne Berücksich­
tigung der Überschreitungsmöglichkeiten nach § 19 
Abs. 4 BauNVO) oder einer festgesetzten Größe der 
Grundfläche von insgesamt 100.000 m2 erreicht oder 
überschritten wird (Nummer 18.5.1). Eine Vorprüfungs­
pflicht setzt in diesem Fall bei einer Fläche von 
20.000 m2 ein (Nummer 18.5.2). 

Zum Begriff der Industriezone wird angemerkt, dass 
dieser Vorhabentyp zwar in der Regel als ein durch In­
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dustriegebiete geprägter Bereich verstanden werden 
kann, im Einzelfall kann eine Industriezone jedoch auch 
Gewerbe- oder Sondergebiete (z. B. Hafengebiete) ein­
schließen. Insoweit ist auf die identischen Schwellen­
werte für Städtebauprojekte hinzuweisen, die auf Grund 
ihres Charakters als „Auffangtatbestand“ eine genaue 
begriffliche Unterscheidung zwischen Industriezonen 
auf der einen und Städtebauprojekten auf der anderen 
Seite für die Praxis entbehrlich machen. 

6.	 Bau eines Einkaufszentrums, eines großflächigen 
Einzelhandelsbetriebes oder eines sonstigen großflä­
chigen Handelsbetriebes im Sinne des § 11 Abs. 3 Satz 1 
BauNVO, für den im bisherigen Außenbereich im Sinne 
des § 35 BauGB ein Bebauungsplan aufgestellt wird 
(Nummer 18.6). Hier ist eine UVP durchzuführen, wenn 
eine zulässige Geschossfläche von 5.000 m2 erreicht oder 
überschritten wird (Nummer 18.6.1). Eine Vorprüfungs­
pflicht setzt ein bei einer Geschossfläche von 1.200 m2 

(Nummer 18.6.2). 

Die UVP-Pflicht setzt in diesem Fall nicht die vorherige 
Prüfung der Auswirkungen solcher Betriebe im Sinne 
des § 11 Abs. 3 Satz 2 BauNVO voraus, vielmehr wird 
ausschließlich auf § 11 Abs. 3 Satz 1 BauNVO verwie­
sen, um die dort vorgegebenen Begrifflichkeiten aufzu­
greifen. Sofern eine Vorprüfung des Einzelfalls bzw. ei­
ne UVP erforderlich wird, sind jedoch die relevanten 
Auswirkungen nach § 11 Abs. 3 BauNVO in die Vorprü­
fung bzw. UVP einzubeziehen. 

7.	 Bau eines Städtebauprojektes für sonstige bauliche 
Anlagen, für den im bisherigen Außenbereich im Sinne 
des § 35 BauGB ein Bebauungsplan aufgestellt wird 
(Nummer 18.7). Hier ist eine UVP durchzuführen, wenn 
eine zulässige Grundfläche im Sinne des § 19 Abs. 2 
BauNVO (ohne Berücksichtigung der Überschreitungs­
möglichkeiten nach § 19 Abs. 4 BauNVO) oder eine 
festgesetzte Größe der Grundfläche von insgesamt 
100.000 m2 erreicht oder überschritten wird (Num­
mer 18.7.1). Eine Vorprüfungspflicht setzt ein bei einer 
Grundfläche von 20.000 m2 (Nummer 18.7.2). 

Werden im Außenbereich gelegene Wochenendgebiete 
(Datschengebiete) überplant, hängt die UVP-Pflicht da­
von ab, ob die über den vorhandenen Bestand hinaus 
ausgewiesenen Baurechte die genannten Werte errei­
chen (sofern nicht § 3b Abs. 3 in Verbindung mit § 3c 
UVPG greifen). 

Die Vorschrift ist als Auffangtatbestand - auch mit Rück­
sicht auf die EG-rechtliche Unbestimmtheit des Begriffs ­
konzipiert. Hiermit fallen alle Arten von baurechtlichen 
Vorhaben, insbesondere auch Siedlungserweiterungen 
für Wohnungsbau oder gewerbliche Zwecke in den An­
wendungsbereich der UVP-Pflicht bzw. Vorprüfungs­
pflicht, sofern sie den Größenwert oder den Prüfwert er­
reichen. Dementsprechend fallen auch Bebauungspläne, 
in denen verschiedene Baugebiete ausgewiesen werden 
(z. B. Gewerbe-, Misch- und Wohngebiete) unter diese 
Vorschrift. 

Auch bei Bebauungsplänen, die für sich genommen 
nicht unter den Auffangtatbestand für die Städtebaupro­
jekte fallen, da die entsprechenden Prüf- bzw. Größen­
werte für die zulässige Grundfläche nicht erreicht wer­
den, ist darauf zu achten, ob sie gegebenenfalls einen an­
deren Tatbestand nach der Nummer 18 der Anlage 1 zum 
UVPG erfüllen, beispielsweise weil unter anderem auch 
der Bau eines Parkplatzes im Zusammenhang mit einem 
Freizeitpark schon für sich genommen den jeweiligen 
Prüf- bzw. Größenwert erreicht. Die Vorprüfung bzw. 
Umweltverträglichkeitsprüfung kann dann - unter Be­
rücksichtigung des jeweiligen funktionalen Zusammen­
hangs mit dem anderen Vorhaben - auf z. B. den Park­
platz beschränkt werden. 

8.	 Bau eines Vorhabens der in den vorangegangenen Num­
mern genannten Art, soweit der jeweilige Prüfwert für die 
Vorprüfung erreicht oder überschritten wird und für den 
in sonstigen Gebieten ein Bebauungsplan aufgestellt, 
geändert oder ergänzt wird (Nummer 18.8). 

Bei den in den Nummern 18.1 bis 18.7 der Anlage 1 zum 
UVPG genannten Vorhaben wird für die UVP-Pflicht 
bzw. die Vorprüfungspflicht neben der Größe im We­
sentlichen an die Lage im Außenbereich als Standort­
faktor angeknüpft. Nach Nummer 18.8 der Anlage 1 
zum UVPG greift eine Vorprüfungspflicht auch für den 
Fall, wenn für den Bau solcher Anlage in sonstigen Ge­
bieten, das heißt nach § 30 Abs. 1 und 2 bzw. § 34 
BauGB, ein Bebauungsplan aufgestellt, geändert oder 
ergänzt wird. Auch wenn bei diesen Vorhaben der obere 
Schwellenwert erreicht oder überschritten wird, ist zu­
nächst nur eine Vorprüfung des Einzelfalls durchzufüh­
ren. 

9.	 Vorhaben, für das nach Landesrecht zur Umsetzung der 
Umweltverträglichkeitsrichtlinien eine Umweltverträg­
lichkeitsprüfung vorgesehen ist, sofern dessen Zulässig­
keit durch einen Bebauungsplan begründet wird oder ein 
Bebauungsplan einen Planfeststellungsbeschluss ersetzt 
(Nummer 18.9). Diese Vorschrift entspricht der bisheri­
gen Nummer 19 der Anlage zu § 3 UVPG a. F. 

4	 Änderungen des Baugesetzbuches 

4.1 	 Umweltbericht (§ 2a BauGB) 

4.1.1 	 Funktion des Umweltberichts 

Nach § 2a BauGB ist bei UVP-pflichtigen Bebauungsplänen ein 
Umweltbericht in die Planbegründung aufzunehmen. Innerhalb 
der dreistufigen Verfahrensabfolge der UVP (Ermittlung, Be­
schreibung, Bewertung; vgl. § 1a Abs. 2 Nr. 3 BauGB) über­
nimmt der Umweltbericht die Funktion der Beschreibung der 
zuvor ermittelten Umweltauswirkungen. Deren Bewertung er­
folgt in einem eigenen Teil der Planbegründung, der gegebenen­
falls nach Abschluss der Beteiligungsverfahren gemäß §§ 3 und 
4 BauGB überarbeitet werden muss. Durch die Integration des 
Umweltberichtes in die nach § 9 Abs. 8 BauGB ohnehin erfor­
derliche Planbegründung ergeben sich keine grundsätzlichen 
Abweichungen vom herkömmlichen Aufstellungsverfahren. 
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Der Umweltbericht trägt in vierfacher Hinsicht dem verfahrens­
rechtlichen Ansatz der UVP Rechnung: Um - erstens - eine früh­
zeitige Prüfung der Umweltauswirkungen (§ 1 UVPG) sicher­
zustellen, ist der Umweltbericht gemäß § 2a Abs. 1 Satz 1 
BauGB bereits im Aufstellungsverfahren in die Begründung 
aufzunehmen. Er soll - zweitens - als Bestandteil der gemäß 
§ 3 Abs. 2 BauGB auszulegenden Entwurfsbegründung die Öf­
fentlichkeit über die zu erwartenden Umweltauswirkungen des 
Vorhabens informieren und den Bürgern Gelegenheit zur Äuße­
rung geben. Der Bericht wird - drittens - den Umweltbehörden 
als Träger öffentlicher Belange im Rahmen der Beteiligung nach 
§ 4 BauGB zur Kenntnis gegeben, damit die Entscheidung über 
den Bebauungsplan auf einer umweltfachlich gesicherten Infor­
mationsgrundlage getroffen wird. Viertens ist die in dem Um­
weltbericht enthaltene Beschreibung der zuvor ermittelten Um­
weltauswirkungen zusammen mit der Begründung nach § 9 
Abs. 8 BauGB der Gemeindevertretung bei der abschließenden 
Entscheidung über den Bebauungsplan vorzulegen. Diese von 
anderen betroffenen Belangen getrennte Gesamtschau der nach­
teiligen Folgen des geplanten Vorhabens für die Umwelt dient 
dem wesentlichen Anliegen der UVP, durch verfahrensrechtli­
che Vorkehrungen die Chance zu erhöhen, dass die Entschei­
dungsträger die Umweltauswirkungen der Planung tatsächlich 
zur Kenntnis nehmen. 

In praktischer Hinsicht kann die Gemeinde die detaillierten Vor­
gaben in § 2a Abs. 1 und 2 BauGB als eine Checkliste nutzen, 
wenn sie zu Beginn des Verfahrens den Umfang der Ermittlun­
gen festlegt. Es ist zudem ratsam, den Umweltbericht in der Rei­
henfolge der Aufzählung in § 2a Abs. 1 und 2 BauGB zu glie­
dern, da dieser der zeitlichen Abfolge des Planungsprozesses 
entspricht. 

Die Regelung des § 2a BauGB führt zu einer klar strukturierten 
Aufnahme der berührten Umweltbelange in die Begründung 
zum Bebauungsplan. Es ist daher sinnvoll, sich auch bei nicht 
UVP-pflichtigen Bebauungsplänen an diese Struktur anzuleh­
nen. 

4.1.2 Inhalt des Umweltberichts 

4.1.2.1 Allgemeines 

Das Bundesverwaltungsgericht hat sich in verschiedenen Ent­
scheidungen zur Umweltverträglichkeitsprüfung geäußert und 
dabei unter anderem folgende Ausführungen gemacht: 

„Die Umweltverträglichkeitsprüfung gewährleistet auf 
der Grundlage des § 2 Abs. 1 Satz 2 UVPG eine auf die 
Umweltauswirkungen zentrierte Prüfung unter Berück­
sichtigung der jeweiligen Wechselwirkungen. Sie ermög­
licht es, die Umweltbelange in gebündelter Form heraus­
zuarbeiten, und trägt dazu bei, eine solide Informations­
basis zu schaffen, da verhindert wird, dass diese Belange 
in einer atomisierten Betrachtungsweise nicht mit dem 
Gewicht zur Geltung kommen, das ihnen in Wahrheit bei 
einer Gesamtschau gebührt.“ (BVerwG, Beschluss vom 
22. März 1999, 4 BN 27/98, NVwZ 1999, 898) 

„Das Umweltrecht hat durch die UVP-Richtlinie keine 
materielle Anreicherung erfahren. Die gemeinschaftli­

che Regelung enthält sich materieller Vorgaben. Sie be­
schränkt sich auf verfahrensrechtliche Anforderungen 
im Vorfeld der Sachentscheidung, zu der ein Bezug nur 
insoweit hergestellt wird, als das Ergebnis der UVP ge­
mäß Art. 8 ‚im Rahmen des Genehmigungsverfahrens‘ 
zu berücksichtigen ist. Aus ihr gleichwohl materielle 
Entscheidungskriterien abzuleiten, ist schon deshalb 
nicht möglich, weil sie keinen Maßstab dafür liefert, 
welcher Rang den Umweltbelangen im Rahmen der Zu­
lassungsentscheidung zukommt. Insoweit ist sie ergeb­
nisneutral. Die Entscheidungsstruktur der jeweils ein­
schlägigen nationalen Norm bleibt unangetastet. Die 
UVP-Richtlinie verlangt nur, dass die Zulassungsbehör­
de das Ergebnis der UVP in ihre Erwägungen mit einbe­
zieht, schreibt aber nicht vor, welche Folgerungen sie 
hieraus zu ziehen hat.“ (BVerwG, Urteil vom 25. Januar 
1996, 4 C 5.95, BVerwGE 100, 239, 243) 

„UVP-Richtlinie und UVP-Gesetz haben in Bezug auf 
die Ermittlung und Bewertung von Umweltauswirkun­
gen zwar ein bestimmtes Verfahren vorgeschrieben und 
damit für der Planfeststellung bedürfende Vorhaben 
(und auch sonstige UVP-pflichtige Vorhaben) den Ab­
wägungsvorgang (Sammlung und Bewertung des Ab­
wägungsmaterials) in bestimmter Weise neu struktu­
riert. Sie haben aber die Anforderungen an die in die 
Abwägung einzustellenden Belange materiell-rechtlich 
nicht verschärft, etwa derart, dass Umweltbelange, die 
bisher - im konkreten Fall - als nicht abwägungserheb­
lich anzusehen und deshalb zu vernachlässigen gewesen 
wären, nunmehr erheblich wären oder dass Umweltbe­
lange kraft Gesetzes einen höheren Stellenwert, eine ge­
setzliche Gewichtungsvorgabe oder gar Vorrang hät­
ten.“ (BVerwG, Urteil vom 21. März 1996, 4 C 19.94, 
BVerwGE 100, 370, 377 f.) 

Die Angaben, die im Umweltbericht zu machen sind, entspre­
chen dem umweltrelevanten Abwägungsmaterial, das auch im 
herkömmlichen Bebauungsplanverfahren ohne UVP zu ermit­
teln ist. Einen Unterschied weist hingegen die Form der Darstel­
lung auf: Während sich im Verfahren ohne UVP die Begründung 
zum Bebauungsplan gemäß § 9 Abs. 8 BauGB auf die wesent­
lichen Umweltauswirkungen beschränken darf, erfordert der 
Katalog des § 2a BauGB eine eingehende Darstellung der ohne­
hin zu ermittelnden Auswirkungen. 

Der Umweltbericht ist ein eigenständiges Kapitel der Planbe­
gründung mit dem in § 2a BauGB umschriebenen Inhalt. Die in 
der Praxis übliche Erstellung einer so genannten Umweltver­
träglichkeitsstudie oder -untersuchung durch einen eigens be­
auftragten Gutachter ist rechtlich nicht geboten. Der Umweltbe­
richt kann vielmehr im Wesentlichen auf den ohnehin erforder­
lichen Gutachten und Stellungnahmen zu verschiedenen um­
weltbezogenen Einzelfragen (z. B. Natur und Landschaft, Lärm) 
aufbauen. Aufgabe des Umweltberichtes ist es, diese Texte zu ei­
ner gebündelten Gesamtschau der Umweltauswirkungen zu­
sammenzuführen. Dabei sind insbesondere die in den vorliegen­
den Fachgutachten und Stellungnahmen dargestellten Umwelt­
auswirkungen in einem eigenen, geschlossenen Abschnitt des 
Umweltberichtes zu beschreiben (vgl. § 2a Abs. 1 Nr. 4 BauGB) 
und auch von den Einzelgutachten möglicherweise übersehene 
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Wechselwirkungen zu überprüfen. Beides kann, soweit nicht be­
reits das Umweltamt der planenden Gemeinde oder das von ihr 
eingeschaltete Planungsbüro dazu in der Lage ist, extern verge­
ben werden. Dabei bietet es sich an, diese Kosten durch städte­
baulichen Vertrag auf einen Investor zu übertragen. Nach alle­
dem entspricht eine bloße Sammlung verschiedener Gutachten 
und Stellungnahmen nicht den unter 4.1.1 beschriebenen Funk­
tionen des Umweltberichtes. Soweit innerhalb einer oben ge­
nannten Darstellung wegen einzelner Fragen auf Fachgutachten 
verwiesen wird, müssen diese allerdings als Anlagen Bestandteil 
des Umweltberichtes (und damit der Begründung) und mit die­
sem Gegenstand der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung 
nach § 3 Abs. 2 und § 4 BauGB sein. 

Die im Rahmen der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung 
(§ 8a Abs. 1 BNatSchG/§ 21 BNatSchGNeuregG, § 1a Abs. 2 
Nr. 2 und Abs. 3 BauGB) erforderliche Bestandsaufnahme sowie 
die Prognose der mit dem Vorhaben verbundenen Eingriffe in 
Natur und Landschaft werden somit in den Umweltbericht inte­
griert. 

4.1.2.2 Angaben nach § 2a Abs. 1 und 2 BauGB 

§ 2a Abs. 1 und 2 BauGB enthält einen nicht abschließenden Ka­
talog derjenigen Informationen, die im Umweltbericht enthalten 
sein müssen. Dabei darf die praktische Bedeutung der Unter­
scheidung zwischen den obligatorischen Mindestangaben (Ab­
satz 1) und den unter einen ausdrücklichen Erforderlichkeits­
vorbehalt gestellten weiteren Angaben (Absatz 2) nicht über­
schätzt werden. Denn einerseits können auch die Angaben nach 
Absatz 1 auf Grund des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes nur 
verlangt werden, wenn sie erforderlich sind, und andererseits ge­
hören die Angaben nach Absatz 2, soweit sie im Einzelfall tat­
sächlich erforderlich sind, in aller Regel bereits zu den nach Ab­
satz 1 notwendigen Ausführungen. 

Im Einzelnen gilt für die Angaben nach § 2a Abs. 1 und 2 BauGB 
Folgendes: 

Die Beschreibung der Festsetzungen für das Vorhaben (Ab­
satz 1 Nr. 1) soll den zuständigen Behörden und der Öffentlich­
keit eine genaue Vorstellung von dem Vorhaben vermitteln. Ge­
nügt die in der Begründung zum Bebauungsplan ohnehin übli­
che Beschreibung des Vorhabens den Anforderungen des Absat­
zes 1 Nr. 1, so kann der Umweltbericht auf den entsprechenden 
Abschnitt der Begründung verweisen. Absatz 1 Nr. 1 verlangt 
vor allem eine Darstellung der verschiedenen nach den jeweili­
gen Festsetzungen zulässigen Nutzungen, da diese entscheidend 
für die möglichen Umweltauswirkungen sind. Eine bloße 
wiederholende Aufzählung der Festsetzungen genügt nicht. 
Vielmehr muss sich der Umfang und der Detaillierungsgrad der 
Beschreibung daran orientieren, welche Umweltauswirkungen 
mit der jeweiligen Festsetzung verbunden sein können. Substan­
tielle Ausführungen sind insbesondere zu den in Absatz 1 Nr. 1 
ausdrücklich genannten Punkten notwendig. Der Bedarf an Grund 
und Boden ergibt sich zunächst aus der überplanten Gesamtflä­
che; darüber hinaus wird in aller Regel eine differenzierte Auf­
stellung der Flächen nach ihrem unterschiedlichen Nutzungsgrad 
erforderlich sein (Versiegelungen auf Grund der Festsetzungen 
zur überbaubaren Grundstücksfläche einschließlich der nach § 14 
BauNVO zulässigen Nebenanlagen; von Bebauung freizuhalten­

de Bereiche, soweit ihre Nutzung gegenüber dem ursprünglichen 
Zustand intensiviert wird). Auch wenn erforderliche Infrastruk­
turmaßnahmen, insbesondere die verkehrliche Anbindung, nicht 
im Bebauungsplan festgesetzt werden, sind sie mit zumindest ei­
ner denkbaren Variante in die Beschreibung nach Absatz 1 Nr. 1 
aufzunehmen, da diese Maßnahmen zu den Umweltauswirkungen 
des Vorhabens gehören. Die Erforderlichkeit des Vorhabens, also 
seine „Rechtfertigung“, gehört hingegen nicht zu den rein um­
weltbezogenen Angaben nach § 2a BauGB. 

Die Beschreibung der Umwelt (Absatz 1 Nr. 2) soll den Zu­
stand der Umwelt und ihrer Bestandteile zum Zeitpunkt der Plan­
aufstellung darstellen, um davon ausgehend die Auswirkungen 
des Vorhabens (Absatz 1 Nr. 4) prognostizieren zu können. Sind 
unabhängig von dem geplanten Vorhaben wirtschaftliche, ver­
kehrliche, technische oder sonstige Entwicklungen zu erwarten, 
die zu einer erheblichen Veränderung des derzeitigen Zustandes 
führen können, ist der Zustand der Umwelt zu beschreiben, wie 
er sich bis zur Planverwirklichung darstellen wird. Gegenstand 
der Bestandsaufnahme sind die in § 1a Abs. 2 Nr. 3 BauGB auf­
gezählten Schutzgüter sowie die Wechselwirkungen zwischen 
diesen. Der Begriff der Wechselwirkungen verdeutlicht den me­
dienübergreifenden Ansatz der UVP, der über den traditionellen 
sektoralen Schutz einzelner Umweltmedien hinausgeht und die 
Umwelt als ein vielfach vernetztes System versteht. Auch Vor­
belastungen sind in diesem Abschnitt darzustellen. 

Liegen Landschaftspläne (der Landschaftsplan [auf Flächennut-
zungsplan-Ebene] und/oder Grünordnungspläne [auf Bebau-
ungsplan-Ebene]) vor, so enthalten diese bereits umfassende Be­
standsaufnahmen und -bewertungen von Natur und Landschaft, 
die damit auch einen größeren Teil des UVP-relevanten Inhalts 
abdecken. Auch die Landschaftsplanung ist geprägt durch eine 
schutzgutübergreifende Betrachtung, die Wechselwirkungen 
einbezieht. Wird ein Grünordnungsplan zum Bebauungsplan er­
stellt, so kann auch dieser die Beschreibung der Umwelt im Rah­
men des Umweltberichtes übernehmen, wenn sichergestellt ist, 
dass die UVP-Schutzgüter „Mensch“ und „Kultur und sonstige 
Sachgüter“ umfassend mit abgehandelt worden sind. Dieser Teil 
des Grünordnungsplanes muss dann Bestandteil des Umweltbe­
richtes werden und dementsprechend am Bebauungsplanverfah­
ren teilnehmen. 

Was den Umfang der Beschreibung betrifft, ist Ausgangspunkt 
das mit der UVP verbundene Ziel einer umfassenden Ermittlung 
und Beschreibung der Umweltauswirkungen (§ 1 Nr. 1 UVPG). 
Dies bedeutet aber nicht, dass die Umwelt bis in die letzten 
mikrobiotischen Zusammenhänge vollständig beschrieben wer­
den müsste. Der Anspruch einer umfassenden Beschreibung 
wird vielmehr in mehrfacher Hinsicht eingeschränkt: 

Zunächst ist die Beschreibung, wie Absatz 1 Nr. 2 ausdrücklich 
betont, streng auf das konkrete Vorhaben und die mit diesem 
möglicherweise verbundenen erheblichen nachteiligen Um­
weltauswirkungen ausgerichtet. Gegenstand der UVP sind also 
nicht abstrakte ökologische Fragestellungen ohne Projektbezug. 
Umweltbestandteile, auf die das Vorhaben von vornherein keine 
erheblichen Auswirkungen haben kann, brauchen auch nicht de­
tailliert beschrieben zu werden. Absatz 1 Nr. 2 stellt zudem hin­
sichtlich der Beschreibung auf den allgemeinen Kenntnisstand 
und die allgemein anerkannten Prüfmethoden ab. Die UVP ist 
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demnach „kein ‚Suchverfahren‘, in dem alle nur erdenklichen 
Auswirkungen eines Vorhabens auf Umweltgüter und deren 
Wertigkeit bis in alle Einzelheiten und feinsten Verästelungen zu 
untersuchen wären und gar Antworten auf in der Wissenschaft 
bisher noch ungeklärte Fragen gefunden werden müssten“ 
(BVerwG, Urteil vom 21. März 1996 - 4 C 19.94, BVerwGE 
100, 370, 377). Dies betrifft insbesondere die gegenwärtig noch 
vielfach unerforschten Wechselwirkungen. Hierzu das Bundes­
verwaltungsgericht: 

„Die UVP-Richtlinie gibt keine Aufschlüsse über Unter­
suchungsverfahren und Bewertungskriterien. Die UVP 
ersetzt auch nicht fehlende Umweltstandards ... Die Tat­
sache, dass der Gemeinschaftsgesetzgeber die Pflicht 
und den rechtlichen Rahmen für die Durchführung der 
UVP geschaffen hat, legt nicht schon den Grundstein für 
eine verbesserte Methodik der Ermittlung und der Be­
wertung von Umweltauswirkungen. Was auf diesem Fel­
de die Wissenschaft (noch) nicht hergibt, vermag auch 
eine UVP nicht zu leisten. Von der Behörde kann nicht 
mehr verlangt werden, als dass sie die Annahmen zu 
Grunde legt, die dem allgemeinen Kenntnisstand und 
den allgemein anerkannten Prüfungsmethoden entspre­
chen. Die UVP ist nicht als Suchverfahren konzipiert, 
das dem Zweck dient, Umweltauswirkungen aufzu­
decken, die sich der Erfassung mit den herkömmlichen 
Erkenntnismitteln entziehen.“ (BVerwG, Urteil vom 
25. Januar 1996, a. a. O., S. 248) 

In räumlicher Hinsicht erstreckt sich die Beschreibung der Um­
welt auf den Einwirkungsbereich des Vorhabens. Dieser wird zu­
mindest hinsichtlich der verkehrlichen Auswirkungen in aller 
Regel über den Geltungsbereich des Bebauungsplanes hinaus­
gehen. Der Einwirkungsbereich kann abhängig von der Art der 
Einwirkung (z. B. Luftverunreinigungen, Geräusche) und dem 
betroffenen Schutzgut (z. B. Menschen, Natur und Landschaft) 
eine unterschiedliche Ausdehnung haben. Dementsprechend 
sind die nach Absatz 1 Nr. 2 erforderlichen Angaben zur Bevöl­
kerung zu differenzieren, die von den unterschiedlichen Um­
welteinwirkungen betroffen sein kann. Anzugeben ist dabei ins­
besondere die jeweils betroffene Anzahl von Menschen. Zudem 
sind Aussagen zu treffen zu der jeweiligen planungsrechtlichen 
Kategorie der betroffenen Gebiete sowie zu sonstigen Umstän­
den, die Einfluss auf die Schutzwürdigkeit und -bedürftigkeit 
der Bevölkerung haben (z. B. vorhandene Krankenhäuser). 

Die Beschreibung der Umweltschutzmaßnahmen (Absatz 1 
Nr. 3) steht in engem Zusammenhang mit der Beschreibung 
nach Absatz 1 Nr. 4: Sind erhebliche nachteilige Umweltauswir­
kungen zu befürchten, so wirft dies die Frage nach möglichen 
Umweltschutzmaßnahmen auf; andererseits brauchen nachteili­
ge Auswirkungen, die auf Grund von vorgesehenen Schutzmaß­
nahmen vermieden werden, nicht detailliert beschrieben zu wer­
den. Die Beschreibung nach Absatz 1 Nr. 3 soll allerdings nur 
die von der Gemeinde tatsächlich vorgesehenen Maßnahmen zur 
Vermeidung, Verminderung oder zum Ausgleich von erheb­
lichen nachteiligen Umweltauswirkungen des Vorhabens dar­
stellen. Es geht somit an dieser Stelle nicht um Ausführungen 
zum materiell-rechtlich erforderlichen Umfang solcher Maß­
nahmen, zu denen Absatz 1 Nr. 3 als verfahrensrechtliche Be­
stimmung keine Vorgaben enthält. Allerdings soll die Pflicht zur 

Beschreibung von Umweltschutzmaßnahmen die Gemeinde 
veranlassen, insbesondere über umweltschonendere Alternati­
ven (vgl. unten zu Absatz 1 Nr. 5) frühzeitig nachzudenken. 

Um die Durchsetzbarkeit der Maßnahmen einschätzen zu kön­
nen, ist jeweils anzugeben, ob diese nach § 9 Abs. 1 BauGB fest­
gesetzt werden, Gegenstand eines städtebaulichen Vertrages 
oder (bei vorhabenbezogenen Bebauungsplänen) Durchfüh­
rungsvertrages sein sollen oder lediglich beabsichtigt sind, ins­
besondere also erst Gegenstand des nachfolgenden Zulassungs­
verfahrens sein werden. 

Die Beschreibung der zu erwartenden erheblichen nachteili­
gen Umweltauswirkungen (Absatz 1 Nr. 4) stellt den Schwer­
punkt des Umweltberichtes dar. Dabei richten sich der Umfang 
und der Detaillierungsgrad der Beschreibung für die verschie­
denen Auswirkungen jeweils nach der Bedeutung des Schutzgu­
tes und der Intensität der Beeinträchtigung. 

Die Gesichtspunkte, die die Beschreibung der Umwelt nach Ab­
satz 1 Nr. 2 beschränken (vgl. dazu die obigen Ausführungen), 
begrenzen auch die Beschreibung der Umweltauswirkungen. 
Speziell für letztere ist zusätzlich der Umstand hervorzuheben, 
dass die UVP unselbständiger Teil des Bebauungsplanverfah­
rens ist. Dies beschränkt die Pflicht zur Ermittlung und zur an­
schließenden Beschreibung der Umweltauswirkungen des Vor­
habens in zweierlei Hinsicht. Zum einen sind nur städtebaulich 
relevante Auswirkungen Gegenstand dieser UVP. So hat z. B. die 
Herkunft der Baumaterialien, die wegen der unterschiedlich lan­
gen Transportwege die Umweltbilanz eines Bauvorhabens 
durchaus beeinflusst, keinen bodenrechtlichen Bezug. Zum an­
deren ist der Umfang der Ermittlung und Beschreibung der Um­
weltauswirkungen vom Planungsstand des Vorhabens abhängig 
(vgl. § 1a Abs. 2 Nr. 3 BauGB). Während die Auswirkungen auf 
Natur und Landschaft (schon wegen der Eingriffsregelung) so­
wie die übrigen standortbezogenen Umweltaspekte im Bebau­
ungsplanverfahren abschließend untersucht werden müssen, 
fehlt es der Projektplanung in diesem Verfahrensstadium hin­
sichtlich anderer (etwa immissionsschutzrechtlicher) Fragen 
oftmals an einem hinreichenden Konkretisierungsgrad. Solche 
Auswirkungen sind deshalb nicht im Umweltbericht zu be­
schreiben, sondern können im nachfolgenden Zulassungsver­
fahren geklärt werden. 

Die Übersicht über anderweitige Lösungsmöglichkeiten 
(Absatz 1 Nr. 5) umfasst sowohl  Konzept- als auch Standortal­
ternativen. Darzustellen sind nur die von der Gemeinde (tat­
sächlich) geprüften Alternativen. Das Gesetz stellt damit klar, 
dass mit der UVP keine eigenständige Pflicht zur Alternativen­
prüfung verbunden ist. Allerdings ergibt sich aus dem Abwä­
gungsgebot des § 1 Abs. 6 BauGB eine fachgesetzliche Ver­
pflichtung der Gemeinde, alle ungeachtet der Darstellungen des 
Flächennutzungsplanes noch ernsthaft in Betracht kommenden 
Alternativen innerhalb ihres Gebietes zu prüfen (vgl. auch § 3 
Abs. 1 Satz 1 BauGB). Das Bundesverwaltungsgericht hat zur 
Frage der Alternativen Folgendes ausgeführt: 

„Kommen Alternativlösungen ernsthaft in Betracht, so 
hat die Planungsbehörde sie als Teil des Abwägungsma­
terials mit der ihnen objektiv zukommenden Bedeutung 
in die vergleichende Prüfung der von den möglichen Va­
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rianten jeweils berührten öffentlichen und privaten Be­
lange unter Einschluss des Gesichtspunkts der Umwelt­
verträglichkeit einzubeziehen. Indes ist sie nicht ver­
pflichtet, die Variantenprüfung bis zuletzt offen zu hal­
ten und alle von ihr zu einem bestimmten Zeitpunkt er­
wogenen Alternativen gleichermaßen detailliert und 
umfassend zu untersuchen. Auch im Bereich der Pla­
nungsalternativen braucht sie den Sachverhalt nur so 
weit aufzuklären, wie dies für eine sachgerechte Ent­
scheidung und eine zweckmäßige Gestaltung des Ver­
fahrens erforderlich ist. Sie ist befugt, eine Alternative, 
die ihr auf der Grundlage einer Grobanalyse als weniger 
geeignet erscheint, schon in einem frühen Verfahrens­
stadium auszuscheiden. Verfährt sie in dieser Weise, so 
handelt sie abwägungsfehlerhaft nicht schon dann, wenn 
sich herausstellt, dass die von ihr verworfene Lösung 
ebenfalls mit guten Gründen vertretbar gewesen wäre, 
sondern erst, wenn diese Lösung sich ihr hätte aufdrän­
gen müssen. Ist der Planungsbehörde bei der Betrach­
tung von Planungsalternativen ein gestuftes Vorgehen 
gestattet, so ist es ihr auch nicht verwehrt, im Fortgang 
des Verfahrens die UVP auf diejenige Variante zu be­
schränken, die nach dem jeweils aktuellen Planungs­
stand noch ernsthaft in Betracht kommt.“ (BVerwG, Ur­
teil vom 25. Januar 1996, a. a. O., S. 249 f.) 

Die Beschreibung der verwendeten technischen Verfahren 
(Absatz 2 Nr. 1) ergänzt die allgemeine Vorhabenbeschreibung 
nach Absatz 1 Nr. 1 um anlagentechnische Details. Gemeint sind 
hier in erster Linie die konkreten Verfahrenstechniken in be­
sonders umweltrelevanten Anlagen. Solche Details sind aller­
dings nur bei bestimmten konkret projektbezogenen Bebau­
ungsplänen (vor allem für Produktionsanlagen) in diesem Ver­
fahrensstadium von Bedeutung. 

Die Beschreibung der Emissionen, Abfälle usw. (Absatz 2 
Nr. 2) steht in engem Zusammenhang mit den Angaben nach Ab­
satz 1 Nr. 4: Die dort genannten Umweltauswirkungen (Immis­
sionen) können nur prognostiziert werden, wenn zuvor die von 
der Anlage ausgehenden Umweltbelastungen (Emissionen) er­
mittelt werden. Eine sorgfältig erstellte Beschreibung nach Ab­
satz 1 Nr. 4 enthält deshalb regelmäßig bereits ausreichende 
Aussagen zu Absatz 2 Nr. 2. Dieser Vorschrift kommt dann le­
diglich die Funktion eines Merkpostens bei der Abfassung des 
Umweltberichtes zu, zumal die Detailgenauigkeit der nach Ab­
satz 2 Nr. 2 erforderlichen Angaben auf der Stufe der Bebau­
ungsplanung sehr begrenzt ist. 

Mit den Hinweisen auf Schwierigkeiten bei der Zusammen­
stellung der Angaben (Absatz 2 Nr. 3) soll zum einen im Ent­
wurfsstadium (§ 3 Abs. 2 BauGB) den Trägern öffentlicher Be­
lange, aber auch der Öffentlichkeit die Möglichkeit eröffnet wer­
den, Hinweise zur Aufklärung bestehender Kenntnislücken zu 
geben. Zum anderen sollen die Hinweise verbleibende lücken­
hafte Kenntnisse transparent machen, damit sich die Gemeinde 
bei ihrem Satzungsbeschluss auch der nicht aufklärbaren Um­
weltrisiken bewusst ist. 

4.1.2.3 Anforderungen nach § 2a Abs. 3 BauGB 

Nach § 2a Abs. 3 Satz 1 BauGB muss der Umweltbericht auch 

eine allgemein verständliche Zusammenfassung der nach den 
Absätzen 1 und 2 erforderlichen Angaben enthalten. Diese Zu­
sammenfassung soll insbesondere der Öffentlichkeit ermög­
lichen, sich eine erste Vorstellung von dem Vorhaben und dessen 
Umweltauswirkungen zu verschaffen. Um eine vertiefende Be­
schäftigung mit den möglicherweise sehr detaillierten Angaben 
nach § 2a Abs. 1 und 2 BauGB zu erleichtern, sollte in der Zu­
sammenfassung auf die jeweils einschlägigen Passagen verwie­
sen werden. 

§ 2a Abs. 3 Satz 2 BauGB statuiert als allgemeine Anforderung 
an den Umweltbericht, dass dieser Dritten die Beurteilung er­
möglichen muss, ob und in welchem Umfang sie von den Um­
weltauswirkungen des Vorhabens betroffen sein können. Ange­
sichts des Umfangs und der Komplexität der Angaben nach § 2a 
Abs. 1 und 2 BauGB kommt hierbei der Zusammenfassung nach 
§ 2a Abs. 3 Satz 1 BauGB besondere Bedeutung zu. Eine Be­
troffenheit kann sich aus Auswirkungen auf die menschliche Ge­
sundheit oder auf eigentumsrechtlich geschützte Positionen er­
geben. 

4.1.3 	Verfahrensrechtliche Regelungen 

4.1.3.1 Erstellung des Umweltberichts 

Nach § 2a Abs. 1 BauGB hat die Gemeinde den Umweltbericht 
bereits für das Aufstellungsverfahren in die Begründung zum 
Bebauungsplan aufzunehmen. Spätestens mit Beginn der Öffent­
lichkeits- und Behördenbeteiligung nach § 3 Abs. 2 und §§ 4 f. 
BauGB muss der Umweltbericht also erstellt sein. Schon in die­
sem Entwurfsstadium sollten die im Umweltbericht darzustel­
lenden Angaben sorgfältig ermittelt sein, da anderenfalls allein 
wegen einer Überarbeitung des Umweltberichts eine erneute 
Auslegung notwendig werden kann (vgl. unten 4.1.3.2). Ange­
sichts dessen kommt der Mitwirkungspflicht der Träger öffent­
licher Belange, die nach § 4 Abs. 2 Satz 3 BauGB sachdienliche 
Informationen für den Umweltbericht zur Verfügung stellen 
müssen, besonderes Gewicht zu. Um eine frühzeitige Ermittlung 
der Umweltauswirkungen zu gewährleisten, bietet es sich an, ei­
nen - im Bebauungsplanverfahren grundsätzlich nicht vorge­
schriebenen aber sinnvollen und üblichen - Scoping-Termin 
(vgl. § 5 UVPG) durchzuführen. 

4.1.3.2 Erneute Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung 
wegen Änderungen des Umweltberichts 

Wird der Umweltbericht geändert, so bedarf es nach § 3 Abs. 3 
Satz 1 BauGB einer erneuten Auslegung, wenn zusätzliche oder 
andere erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen zu besor­
gen sind. Dann ist zudem nach § 4 Abs. 4 Satz 2 BauGB den 
hiervon berührten Trägern öffentlicher Belange Gelegenheit zu 
einer ergänzenden Stellungnahme zu geben. Insoweit wird auf 
die Nummern 4.3.1 und 4.3.2 verwiesen. 

4.2	 Berücksichtigung der Umweltauswirkungen in der 
Abwägung 

Die Bewertung der im Zuge des Planverfahrens ermittelten und 
beschriebenen Auswirkungen eines Vorhabens auf die Umwelt 
gehört nach § 1a Abs. 2 BauGB zum Abwägungsmaterial. Sie 
hat von sich aus keinen Vorrang vor anderen Belangen, sondern 
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unterliegt wie alle anderen betroffenen Belange der Abwägung 
nach § 1 Abs. 6 BauGB. 

Die Berücksichtigung des Bewertungsergebnisses kann sowohl 
dazu führen, dass die Planung nicht weiter verfolgt werden kann, 
weil sie nicht hinnehmbare Umweltbeeinträchtigungen mit sich 
brächte, als auch dazu, dass sie weitergeführt werden kann, ob­
wohl sie nachteilige Auswirkungen haben wird, weil andere für 
die Entscheidung rechtlich oder tatsächlich bedeutsame Ge­
sichtspunkte überwiegen oder vorgehen. Die Berücksichtigung 
kann schließlich zur Folge haben, dass die Planung geändert 
oder ergänzt werden muss. 

4.3	 Sonstige Änderungen im Bebauungsplanaufstel­
lungsverfahren 

4.3.1	 Beteiligung der Bürger nach § 3 BauGB 

Nach dem in § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB eingefügten Halbsatz ist 
bei der Bekanntmachung zur Bürgerbeteiligung auch anzuge­
ben, ob eine UVP durchgeführt oder nicht durchgeführt werden 
soll. Ist eine Umweltverträglichkeitsprüfung erforderlich, sollte 
in der Bekanntmachung - auch wenn es gesetzlich nicht gefor­
dert ist - zusätzlich auf die Auslegung des Umweltberichtes hin­
gewiesen werden (z. B. „... der Entwurf des Bebauungsplanes ... 
nebst Begründung, einschließlich Umweltbericht, liegen vom ... 
bis ... aus ...“). Diese Verpflichtung nach § 3 Abs. 2 Satz 2 
BauGB gilt bei allen Bebauungsplänen, unabhängig davon, ob 
eine Pflicht zur Durchführung einer UVP in Betracht kommt 
oder nicht. Die Verpflichtung besteht nach dem Gesetzeswort­
laut auch bei der erneuten Auslegung eines Bebauungsplanent­
wurfs nach § 3 Abs. 3 BauGB, da § 3 Abs. 3 Satz 1 BauGB ins­
gesamt auf die Regelungen des Absatzes 2 verweist. 

Nach der neu gefassten Bestimmung des § 3 Abs. 3 Satz 1 
BauGB ist ein Bebauungsplan auch dann erneut auszulegen, 
wenn (nur) der Umweltbericht wegen der Besorgnis zusätzlicher 
oder anderer erheblicher nachteiliger Umweltauswirkungen ge­
ändert wird. Dies gilt unabhängig davon, ob gleichzeitig auch 
andere Änderungen des Bebauungsplanentwurfs vorgenommen 
wurden. Die Beschränkung auf eine Betroffenenbeteiligung 
nach § 13 Nr. 2 BauGB ist nicht zulässig, da § 3 Abs. 3 Satz 3 
BauGB diese Vorschrift nur bei Änderungen des Planentwurfes, 
nicht aber des Umweltberichtes für anwendbar erklärt. Dies gilt 
auch, wenn parallel geringfügige Änderungen des Planentwur­
fes vorgenommen werden, die ein Verfahren nach § 13 Nr. 2 
BauGB erlauben würden. 

Unter zusätzlichen Umweltauswirkungen sind Folgen zu ver­
stehen, die gegenüber den Angaben in der ersten Fassung des 
Umweltberichts ein größeres Ausmaß erreichen können. Ande­
re Umweltauswirkungen sind hingegen qualitativ andersartige 
Wirkungen als die zunächst prognostizierten. Erheblich sind 
derartige Umweltauswirkungen, wenn sie für die Bewertung re­
levant sind. 

Sind diese Voraussetzungen erfüllt, so ist nach § 3 Abs. 3 Satz 1 
BauGB der Bebauungsplanentwurf mit der gesamten Begrün­
dung einschließlich des Umweltberichts auszulegen. Eine Be­
schränkung der erneuten Auslegung auf die geänderten Teile des 
Umweltberichts ist nach dem eindeutigen Wortlaut des Gesetzes 

nicht zulässig. Die Anregungen können hingegen auf die geän­
derten oder ergänzten Teile des Umweltberichts beschränkt wer­
den (§ 3 Abs. 3 Satz 1, 2. Halbsatz BauGB). Wurden nur be­
stimmte Abschnitte des Umweltberichtes geändert, so sollten 
diese im Auslegungsexemplar gekennzeichnet werden, um die 
Beteiligung der Öffentlichkeit nicht unzumutbar zu erschweren. 

Die Pflicht zur erneuten Auslegung besteht auch dann, wenn auf 
Grund neuer Erkenntnisse bestimmte Umweltauswirkungen 
nicht mehr zu erwarten sind, dafür aber andere erhebliche nach­
teilige Umweltauswirkungen. Das gilt auch dann, wenn bei einer 
Gesamtbewertung aller Auswirkungen eine positive Gesamtbi­
lanz zu ziehen wäre. 

Im Gegensatz zu Änderungen des Umweltberichts kann eine ge­
gebenenfalls geänderte Bewertung der Umweltauswirkungen 
nicht zu einer erneuten Auslegung verpflichten, da es sich inso­
weit um keine dem Verfahren der Öffentlichkeitsbeteiligung 
nach Artikel 6 Abs. 2 in Verbindung mit Artikel 5 der UVP-Än-
derungsrichtlinie zu Grunde zu legenden Informationen handelt. 

4.3.2	 Beteiligung der Träger öffentlicher Belange 

Durch den an § 4 Abs. 2 BauGB angefügten Satz wird klargestellt, 
dass die Träger öffentlicher Belange (TÖB) der Gemeinde bei ih­
nen vorliegende Informationen zur Verfügung zu stellen haben, 
die für die Erstellung oder die Vervollständigung der für den Um­
weltbericht erforderlichen Angaben zweckdienlich sind. Hierun­
ter fallen nicht nur Angaben über den derzeitigen Zustand der 
Umwelt im Einwirkungsbereich des Vorhabens. Zur Verfügung 
zu stellen sind auch Informationen, wie aus dem Umweltbericht 
hervorgehende Umweltauswirkungen verringert werden können. 
Ebenso hierzu gehören Informationen über mögliche Wechsel­
wirkungen mit anderen, dem TÖB bekannten geplanten oder ver­
wirklichten Vorhaben. Es ist zweckdienlich, wenn die Gemeinden 
zu Beginn des Beteiligungsverfahrens nach § 4 BauGB gegen­
über den TÖB möglichst genau angeben, welche Informationen 
sie für die Erstellung ihres Umweltberichts benötigen. 

Nach dem ergänzten § 4 Abs. 4 BauGB ist auch eine erneute Be­
teiligung der TÖB durchzuführen, wenn Angaben im Umwelt­
bericht wegen der Besorgnis zusätzlicher oder anderer erheb­
licher nachteiliger Umweltauswirkungen geändert werden. Bei 
der erneuten Beteiligung ist den hiervon berührten TÖB Gele­
genheit zu einer ergänzenden Stellungnahme zu geben. Soweit 
in Folge einer Änderung der Planung oder der Erkenntnisse mit 
der Verringerung erheblicher nachteiliger Umweltauswirkungen 
zu rechnen ist, kann auch eine Beteiligung der insoweit betrof­
fenen TÖB sinnvoll sein, damit diese ihre bisherige Stellung­
nahme überprüfen können. 

Ergänzend wird auf Nummer 4.3.1 verwiesen. 

4.3.3	 Einschaltung eines Dritten (§ 4b BauGB) 

Durch die Ergänzung des § 4b BauGB wird klargestellt, dass ei­
nem Dritten auch die Aufgabe übertragen werden kann, den Um­
weltbericht nach § 2a BauGB ganz oder teilweise zu erstellen. 

Eine derartige Aufgabenübertragung entbindet die Gemeinde je­
doch nicht von der Verantwortung für die Vollständigkeit und 
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Richtigkeit des Umweltberichts. Auf Nummer 2.4.4 des Ein­
führungserlasses zum Bau- und Raumordnungsgesetz 1998 
(BauROG) - Vorschriften mit Bezug zum allgemeinen Städte­
baurecht-, Runderlass des Ministeriums für Stadtentwicklung, 
Wohnen und Verkehr vom 12. Mai 1998 (ABl. S. 590), wird er­
gänzend hingewiesen. 

4.3.4	 Städtebaulicher Vertrag (§ 11 BauGB) 

Durch die Ergänzung des § 11 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 BauGB wird 
klargestellt, dass Gegenstand eines städtebaulichen Vertrages 
auch die Ausarbeitung des Umweltberichts sein kann. Die Aus­
arbeitung der städtebaulichen Planung einerseits und die gege­
benenfalls erforderliche Erstellung des Umweltberichts anderer­
seits kann auch voneinander getrennt Gegenstand eines städte­
baulichen Vertrages sein. Dies kommt beispielsweise in Be­
tracht, wenn eine Gemeinde einen Angebotsbebauungsplan 
selbst aufstellt, bei dem aber bereits im Aufstellungsverfahren 
bekannt ist, dass im späteren Geltungsbereich ein UVP-pflichti-
ges Projekt verwirklicht werden soll und der insoweit erforderli­
che Umweltbericht durch den Investor erstellt werden soll. 

4.3.5	 Vorhaben- und Erschließungsplan (§ 12 BauGB) 

Durch die Ergänzung des Absatzes 1 wird klargestellt, dass die 
Begründung eines vorhabenbezogenen Bebauungsplanes die 
nach § 2a erforderlichen Angaben einschließlich einer gegebe­
nenfalls notwendigen Übersetzung enthalten muss, soweit durch 
den Plan ein UVP-pflichtiges Vorhaben ermöglicht werden soll. 

Der Vorhaben- und Erschließungsplan als Bestandteil des vor­
habenbezogenen Bebauungsplanes erfasst den gesamten oder 
zumindest den weit überwiegenden Teil des Geltungsbereichs 
des Bebauungsplanes. Daher wird der Vorhabenträger regelmä­
ßig im Rahmen des Durchführungsvertrages auch die Ausarbei­
tung der Planung einschließlich der Begründung übernehmen. 
Dies umfasst auch die Erstellung eines gegebenenfalls erforder­
lichen Umweltberichts. 

Da die Verpflichtungen der TÖB zur Unterstützung einer Bau­
leitplanung grundsätzlich nur gegenüber der Gemeinde gelten, 
hat der Vorhabenträger an sich keinen unmittelbaren Informa­
tionsanspruch gegenüber den TÖB hinsichtlich der bei ihnen 
vorliegenden Informationen, die für die Erstellung des Um­
weltberichts zweckdienlich sind. Ebenso kann der Vorhabenträ­
ger oft nicht von sich aus abschätzen, welche Angaben für den 
Umweltbericht erforderlich sind. Daher regelt Absatz 2 inso­
weit einen Auskunftsanspruch des Vorhabenträgers gegenüber 
der Gemeinde. Diese hat ihm auf Antrag bei UVP-pflichtigen 
Bebauungsplänen unter Beteiligung der betroffenen TÖB mit­
zuteilen, welche Angaben im Umweltbericht voraussichtlich er­
forderlich sind (Anspruch auf Durchführung eines Scoping-
Verfahrens). 

Da im Allgemeinen der Vorhabenträger alle Verfahrensschritte 
selbst durchführt, soweit dies rechtlich zulässig ist, wird er auch 
die Vorprüfung im Einzelfall vorbereiten. Der Vorhabenträger 
hat einen Anspruch darauf, dass er die für die Vorprüfung und 
die Erstellung des Umweltberichts zweckdienlichen Informatio­
nen erhält, die bei den Trägern öffentlicher Belange oder der Ge­
meinde vorhanden sind. 

4.3.6	 Zulässigkeit von Vorhaben während der Planaufstel­
lung (§ 33 BauGB) 

Formelle Planreife setzt nach § 33 Abs. 1 Nr. 1 BauGB u. a. vo­
raus, dass die öffentliche Auslegung durchgeführt wurde, die 
Träger öffentlicher Belange beteiligt wurden und (neu) erfor­
derlichenfalls eine grenzüberschreitende Beteiligung durchge­
führt worden ist. Gegenstand der Verfahren nach § 3 und § 4 
BauGB muss auch der Umweltbericht gewesen sein. Ist abseh­
bar, dass wegen der Besorgnis zusätzlicher oder anderer erheb­
licher nachträglicher Umweltauswirkungen eine erneute Ausle­
gung nach § 3 Abs. 3 BauGB durchgeführt werden muss, ist for­
melle Planreife nur anzunehmen, wenn die erneute Beteiligung 
durchgeführt ist oder erkennbar ist, dass sich das Ergebnis wei­
terer Beteiligungsverfahren nicht auf das beantragte Vorhaben 
auswirken wird. 

Eine Genehmigung von Vorhaben auf Grundlage des § 33 Abs. 2 
BauGB ist bei UVP-pflichtigen Bebauungsplänen nicht mög­
lich, da bezogen auf den Umweltbereich der Kreis der „betroffe­
nen Bürger“ in der Regel nicht hinreichend abgrenzbar ist und in 
diesem Verfahrensstadium mehrere durch die UVP-Richtlinie 
vorgeschriebene Prüfschritte noch nicht erfolgt sind. 

4.4	 Grenzüberschreitende Beteiligung (§ 4a BauGB) 

Die von einer realisierten Bauleitplanung ausgehenden Auswir­
kungen machen vor der Staatsgrenze nicht Halt. § 4a BauGB re­
gelt daher, ob und in welcher Form bei solchen Bauleitplänen mit 
grenzüberschreitender Wirkung 

- die Gemeinden, 
- die Träger öffentlicher Belange sowie 
- die Bürger 

des Nachbarstaats zu beteiligen sind. 

Zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik 
Polen wird gegenwärtig ein Staatsvertrag zur grenzüberschrei­
tenden Umweltverträglichkeitsprüfung ausgehandelt, in dem 
insbesondere Fragen der grenzüberschreitenden Behörden- und 
Öffentlichkeitsbeteiligung sowie der Konsultationen näher gere­
gelt werden. Nach In-Kraft-Treten dieses Staatsvertrages sind 
diese Maßgaben auch in der Bauleitplanung zu beachten. 

4.4.1 	 Grenzüberschreitende Unterrichtung (§ 4a Abs. 1 
BauGB) 

Die einzelnen Absätze des § 4a BauGB betreffen jeweils unter­
schiedliche Anwendungsbereiche: 

§ 4a Abs. 1 BauGB regelt die Unterrichtung der Gemeinden 
und Träger öffentlicher Belange des Nachbarstaats bei Bau­
leitplänen mit grenzüberschreitenden Auswirkungen. Hier sind 
also sowohl das Flächennutzungsplan- wie auch das Bebau­
ungsplanverfahren ohne die einschränkende Voraussetzung der 
UVP-Pflichtigkeit angesprochen. Erfasst werden alle die Bau­
leitplanungen, die erhebliche Auswirkungen auf Nachbar­
staaten haben können. Die Unterrichtung der Gemeinden und 
Träger öffentlicher Belange des Nachbarstaates setzt voraus, 
dass sie über den Inhalt des Planentwurfs in geeigneter Weise so 
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informiert werden, dass ihnen eine inhaltliche Auseinanderset­
zung mit der beabsichtigten Planung möglich ist. Eine Erörterung 
ist in dieser ersten Phase der Beteiligung hingegen nicht erforder­
lich; sie kann jedoch im Rahmen des sich gegebenenfalls an­
schließenden Konsultationsverfahrens nach Absatz 3 erfolgen. 

Adressat der Unterrichtung sind sowohl die von den Auswir­
kungen der beabsichtigten Planung möglicherweise erheblich 
betroffenen Gemeinden wie auch die möglicherweise erheblich 
in ihrem Aufgabenbereich betroffenen Träger öffentlicher Be­
lange des Nachbarstaates. Im Interesse der Verwaltungsverein­
fachung erscheint es sinnvoll, eine zentrale Anlaufstelle - bei­
spielsweise eine Gemeinde - im Nachbarstaat auszuwählen, die 
dann ihrerseits die erhaltenen Informationen an die weiteren in 
ihrem Aufgabenbereich betroffenen Stellen (und damit die Trä­
ger öffentlicher Belange) weiterleitet. Dies setzt allerdings eine 
Absprache mit den entsprechenden Stellen des Nachbarstaates 
voraus. 

Die Unterrichtung der entsprechenden Stellen im Nachbarstaat 
nach Absatz 1 sollte zweckmäßigerweise zeitgleich mit der Be­
teiligung der entsprechenden Stellen im Inland erfolgen. 

4.4.2	 Grenzüberschreitende Beteiligung bei UVP-pflichti-
gen Bebauungsplänen (§ 4a Abs. 2 BauGB) 

§ 4a Abs. 2 BauGB enthält besondere Bestimmungen für die 
Beteiligung der Gemeinden und Träger öffentlicher Belange 
sowie Bürger des Nachbarstaats bei UVP-pflichtigen Bebau­
ungsplänen. 

Während also Absatz 1 die bloße Unterrichtung und Information 
der betroffenen Stellen des Nachbarstaates regelt, spricht Ab­
satz 2 die weitergehende Form der Beteiligung der Gemeinden 
und Behörden des Nachbarstaats an; andererseits ist diese Be­
teiligung auf UVP-pflichtige Bebauungspläne beschränkt. 

Eine Besonderheit besteht darin, dass der Nachbarstaat die Ge­
meinden oder Behörden zu benennen hat, die entsprechend § 4 
BauGB zu beteiligen sind. Die Art und Weise dieser Beteiligung 
ist entsprechend den Vorgaben des § 4 BauGB durchzuführen, 
wobei allerdings die strikte Monatsfrist des § 4 Abs. 2 Satz 1 
BauGB dadurch abgeschwächt wird, dass die Stellungnahme 
innerhalb angemessener Frist, die in der Regel einen Monat 
nicht überschreiten sollte, abzugeben ist. Aber auch auf diese 
Fristsetzung finden die Vorschriften über die eingeschränkte 
Präklusion des § 4 Abs. 3 BauGB entsprechende Anwendung. 

Zu beachten ist, dass - unter der Prämisse der Gegenseitigkeit 
und Gleichwertigkeit - für den Umweltbericht, nicht aber für die 
Begründung des Bebauungsplans eine Übersetzung zur Verfü­
gung zu stellen ist. Andererseits ist vorgesehen gemäß § 10 
Abs. 4 BauGB bei grenzüberschreitenden Bebauungsplänen den 
Stellen des Nachbarstaats eine Übersetzung des beschlossenen 
Bebauungsplans einschließlich Begründung zu übermitteln. 

Die Beteiligung der Bürger des Nachbarstaats erfolgt in zweifa­
cher Weise: 

Zum einen hat die Gemeinde auf Ersuchen des Nachbarstaats 
oder bei für ihn erheblichen Umwelteinwirkungen darauf hinzu­

wirken, dass der Bebauungsplan mit Begründung einschließlich 
Umweltbericht nach den in dem Nachbarstaat geltenden Vor­
schriften der betroffenen Öffentlichkeit zur Verfügung gestellt 
wird. 

Zum anderen steht den betroffenen Bürgern des Nachbarstaats 
aber auch die Bürgerbeteiligung gemäß § 3 BauGB offen (§ 4a 
Abs. 2 Satz 5 BauGB). 

4.4.3 	 Konsultationsverfahren (§ 4a Abs. 3 BauGB) 

§ 4a Abs. 3 BauGB befasst sich schließlich mit der weiterge­
henden Frage, unter welchen Voraussetzungen bei Bauleitplänen 
mit grenzüberschreitenden erheblichen Auswirkungen sowie bei 
UVP-pflichtigen Bebauungsplänen darüber hinaus mit dem 
Nachbarstaat Konsultationen durchzuführen sind. Derartige 
Konsultationen gehen qualitativ über die Unterrichtung (Ab­
satz 1) und Beteiligung (Absatz 2) der betroffenen Gemeinden 
und Träger öffentlicher Belange des Nachbarstaates hinaus. Sie 
haben zum Ziel, unterschiedliche Auffassungen der Betroffenen 
zu erörtern und zu einer einvernehmlichen Lösung im Verhand­
lungswege zu kommen. Voraussetzung für die Durchführung 
von Konsultationen ist es, dass diese entweder wegen der erheb­
lichen Auswirkungen auf den Nachbarstaat objektiv erforderlich 
sind oder aber vom Nachbarstaat erbeten werden. Mit welchen 
Stellen des Nachbarstaats die Konsultationen konkret durchzu­
führen sind, regelt das Gesetz nicht. Aus Gründen der Verfah­
rensökonomie und -erleichterung sollte diese Konsultation pri­
mär mit den Nachbargemeinden geführt werden, die sich ihrer­
seits natürlich der Beratung und Unterstützung ihrer fachlich be­
rührten Behörden bedienen können. 

Die bisherige Voraussetzung für Konsultationen, dass sie nach 
den Grundsätzen der Gegenseitigkeit und Gleichwertigkeit ge­
boten waren, besteht nach neuem Recht nicht mehr. 

4.5	 Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften 
(§ 214 BauGB) 

Folgende Verfahrensfehler bei der Durchführung der Umwelt­
verträglichkeitsprüfung sind nach dem geänderten § 214 BauGB 
unbeachtlich: 

a) 	 Bei der Bekanntmachung zur Bürgerbeteiligung wurde 
die nach § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB erforderliche Angabe 
darüber unterlassen, ob eine Umweltverträglichkeits­
prüfung durchgeführt werden soll (§ 214 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 1 BauGB). 

b)	 Der Umweltbericht als Teil der Begründung ist unvoll­
ständig (§ 214 Abs. 1 Nr. 2 BauGB). 

Unbeachtlich ist nur, wenn der Umweltbericht unvoll­
ständig ist. Darunter fällt nicht das vollständige Fehlen 
des Umweltberichts. Die Rechtsprechung zur Unvoll­
ständigkeit oder zum Fehlen der Begründung von Be­
bauungsplänen dürfte entsprechend herangezogen wer­
den können. 

Daneben kann die Unvollständigkeit des Umweltbe­
richts ein Indiz dafür sein, dass das für die Abwägung er­
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forderliche Material nicht ausreichend ermittelt wurde 
und damit die Abwägung fehlerhaft ist. Derartige Män­
gel werden von der Unbeachtlichkeitsklausel nicht er­
fasst. 

c)	 Eine vorgeschriebene Vorprüfung des Einzelfalls ist 
nicht durchgeführt worden; bei Durchführung der Vor­
prüfung wären erhebliche nachteilige Umweltauswir­
kungen nicht zu besorgen gewesen (§ 214 Abs. 1a Nr. 1 
BauGB) 

oder 

d)	 bei der Vorprüfung des Einzelfalls wurde die Vorausset­
zung für die Pflicht zur Durchführung der Umweltver­
träglichkeitsprüfung, dass das Vorhaben erhebliche 
nachteilige Umweltauswirkungen haben kann, nicht 
richtig beurteilt (§ 214 Abs. 1a Nr. 2 BauGB). 

Der Fall c) betrifft Bebauungspläne, bei denen eine Vorprüfung 
an sich erforderlich gewesen wäre, diese aber nicht durchgeführt 
wurde. Wäre die Vorprüfung durchgeführt worden, hätte sie zu 
dem Ergebnis geführt, dass eine Umweltverträglichkeitsprüfung 
nicht erforderlich ist. 

Dem gegenüber betrifft d) Fallgestaltungen, bei denen eine Vor­
prüfung durchgeführt wurde und diese an sich zur Durchführung 
einer Umweltverträglichkeitsprüfung hätte führen müssen. Die 
Gemeinde hat jedoch nicht erkannt, dass das Projekt erhebliche 
nachteilige Umweltauswirkungen haben kann. 

Beide Regelungen gelten dann nicht, wenn sich die Gemeinde 
bewusst über die Bestimmungen zur Durchführung einer Um­
weltverträglichkeitsprüfung hinweggesetzt hat. Unberührt bleibt 
auch die Verpflichtung zur umfassenden Ermittlung des Abwä­
gungsmaterials. Insbesondere die Fallgestaltung d) kann ein In­
diz dafür sein, dass Umweltauswirkungen nicht ordnungsgemäß 
ermittelt und in die Abwägung eingestellt wurden. 

Hinweis: Die höhere Verwaltungsbehörde hat gemäß § 216 
BauGB auch die Einhaltung der Verfahrensvorschrif­
ten zu prüfen, die sich nach den §§ 214, 215 BauGB 
auf die Rechtswirksamkeit der Sitzung nicht auswir­
ken. 

4.6	 Überleitungsrecht (§ 245c BauGB) 

Das Überleitungsrecht des § 245c BauGB ist maßgeblich von 
dem Umstand geprägt, dass die UVP-Richtlinie und die Ände­
rungsrichtlinie nach Ablauf der jeweiligen Umsetzungsfrist un­
mittelbar anzuwenden waren. § 245c BauGB unterscheidet des­
halb zwischen drei verschiedenen Zeitpunkten der förmlichen 
Einleitung eines Bebauungsplanverfahrens. 

Laufende Verfahren, die seit dem 14. März 1999 (Tag des Ab­
laufs der Umsetzungsfrist der UVP-Änderungsrichtlinie) for­
mell eingeleitet wurden (erster formeller Verfahrensschritt, in 
der Regel Aufstellungsbeschluss), sind nach den durch das Arti­
kelgesetz geänderten Vorschriften zu Ende zu führen (§ 245c 
Abs. 1 und 2 BauGB). Das bedeutet, dass die neuen Vorschriften 
über die UVP auch rückwirkend gelten. Eine bereits durchge­

führte Bürger- und/oder TÖB-Beteiligung ist mit einem den An­
forderungen des § 2a BauGB genügenden Umweltbericht zu 
wiederholen, soweit der Bebauungsplan nach den geänderten 
Bestimmungen UVP-pflichtig ist. 

Bei Bebauungsplänen, bei denen zur Feststellung der UVP-
Pflicht eine Vorprüfung durchgeführt werden muss, ist diese 
nachzuholen. Soweit die Vorprüfung mit dem Ergebnis endet, 
dass eine UVP nicht erforderlich ist, ist eine Wiederholung von 
Verfahrensschritten nicht zwingend geboten. 

Wurden Bebauungsplanverfahren vor dem 14. März 1999 förm­
lich eingeleitet, hat die Gemeinde nach § 245c Abs. 2 BauGB bei 
noch nicht durchgeführten einzelnen Verfahrensschritten ein 
Wahlrecht, ob sie die bisherigen oder die geänderten Bestim­
mungen anwendet. Dieses Wahlrecht besteht bei jedem einzel­
nen noch durchzuführenden Verfahrensschritt. 

§ 245c Abs. 3 BauGB betrifft Bebauungsplanverfahren, die vor 
dem 3. Juli 1988 begonnen wurden, und hat damit für Branden­
burg keine Bedeutung. 

5	 Aufhebung von Verwaltungsvorschriften 

Abschnitt 5 des Einführungserlasses zum Bau- und Raumord­
nungsgesetz 1998 (BauROG) - Vorschriften mit Bezug zum all­
gemeinen Städtebaurecht -, Runderlass des Ministeriums für 
Stadtentwicklung, Wohnen und Verkehr vom 12. Mai 1998 
(ABl. S. 590), wird aufgehoben. 

Richtlinie zur Förderung des Erwerbs von 
Geschäftsanteilen an neu gegründeten Wohnungs­

genossenschaften (GenossenschaftsR) 

Runderlass des Ministeriums für Stadtentwicklung,

Wohnen und Verkehr 

Vom 21. März 2002 


Inhaltsübersicht 

1.	 Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage 
2.	 Gegenstand der Förderung 
3.	 Zuwendungsempfänger 
4.	 Zuwendungsvoraussetzungen 
5.	 Art und Umfang, Höhe der Zuwendung 
6.	 Sonstige Zuwendungsbestimmungen 
7.	 Verfahren 
8.	 Geltungsdauer 

1.	 Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage 

Das Land gewährt nach Maßgabe dieser Richtlinie und 
der Verwaltungsvorschriften zu § 44 der Landeshaus­
haltsordnung (LHO) Zuwendungen zum Erwerb von 
Geschäftsanteilen an neu gegründeten, eigentumsorien­
tierten Wohnungsgenossenschaften als Beitrag zur Bil­
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dung von Wohneigentum und Vermögen privater Haus­
halte und zur Sicherung der dauerhaften Eigenkapitalaus­
stattung neu gegründeter Wohnungsgenossenschaften. 

Insbesondere unterstützt wird der Erwerb von Ge­
schäftsanteilen an neu gegründeten, eigentumsorientier­
ten Wohnungsgenossenschaften, die im Zusammenhang 
mit der Umsetzung von abgestimmten Konzepten zum 
Stadtumbau entstehen und entwicklungsfähige Woh­
nungsbestände aufwerten wollen, um einen Beitrag zur 
Stabilisierung und Identitätsbildung von Quartieren zu 
leisten. 

Ein Rechtsanspruch auf Gewährung der Zuwendungen 
besteht nicht. Die Bewilligungsstelle entscheidet nach 
pflichtgemäßem Ermessen im Rahmen der verfügbaren 
Mittel. 

2.	 Gegenstand der Förderung 

Gegenstand der Förderung ist der Erwerb von Ge­
schäftsanteilen durch eigenheimzulagenberechtigte 
Mieter an nach dem 1. Januar 1995 neu gegründeten, ei­
gentumsorientierten Wohnungsgenossenschaften. 

3.	 Zuwendungsempfänger 

Zuwendungsempfänger ist jede natürliche Person als 
künftiges Mitglied einer Wohnungsgenossenschaft, so­
fern sie anspruchsberechtigt im Sinne des § 17 des Ei­
genheimzulagengesetzes ist. 

4.	 Zuwendungsvoraussetzungen 

Der Erwerb der Geschäftsanteile darf nur gefördert wer­
den, wenn 

- das nach den §§ 20 bis 24 des Wohnraumförde­
rungsgesetzes (WoFG) zu ermittelnde Gesamtein­
kommen des Antragstellers und seiner zum Haus­
halt zählenden Personen die Einkommensgrenze des 
§ 9 Abs. 2 WoFG um nicht mehr als 60 v. H. über­
schreitet, 

- der Zuwendungsempfänger bereits Mieter der von 
der Genossenschaft erworbenen Wohnung ist oder 
die Wohnung leer steht und durch den Zuwendungs­
empfänger innerhalb von sechs Monaten nach 
Zeichnung der Geschäftsanteile bezogen wird und 

- der Geschäftsanteil noch nicht rechtsverbindlich ge­
zeichnet worden ist und 

- die Wirtschaftlichkeit der Genossenschaft unter Be­
rücksichtigung der Finanzierung des Kaufpreises 
und einer erforderlichen Modernisierung und In­
standsetzung des erworbenen Wohnungsbestandes 
durch Vorlage eines schlüssigen Finanzierungskon­
zeptes, insbesondere des Testats des Prüfungsver­
bandes, nachgewiesen ist und 

- die Genossenschaft die Voraussetzungen im Sinne 
des § 11 des Genossenschaftsgesetzes erfüllt, insbe­
sondere der Vorstand bestellt und die Eintragung in 
das Genossenschaftsregister beantragt ist, und 

- die Satzung der Genossenschaft die Voraussetzun­
gen im Sinne des § 17 des Eigenheimzulagengeset­
zes erfüllt, 

- eine Verpflichtungserklärung der Genossenschaft 
vorliegt, den Auszug, die Kündigung oder sonstige 
Beendigung der Mitgliedschaft des Zuwendungs­
empfängers in der Genossenschaft der Bewilli­
gungsstelle unverzüglich anzuzeigen und vorrangig 
Erstattungsansprüche aus diesem Zuwendungsver­
hältnis zu befriedigen. 

5.	 Art und Umfang, Höhe der Zuwendung 

5.1	 Zuwendungsart: Projektförderung 

5.2	 Finanzierungsart: Anteilfinanzierung 

5.3	 Form der Zuwendung: Darlehen 

5.4	 Zuwendungsfähig ist der Betrag der gezeichneten Ge­
schäftsanteile (Bemessungsgrundlage). Das Darlehen 
beträgt 80 v. H. des gezeichneten Geschäftsanteils, 
höchstens jedoch 4.090 Euro. 

Das Darlehen ist zinslos und in Höhe des jährlichen 
Eigenheimzulagenanspruchs (einschließlich Kinder­
zulagen) zu tilgen; mindestens jährlich in Höhe von 
511,25 Euro. 

6.	 Sonstige Zuwendungsbestimmungen 

Der Zuwendungsempfänger ist verpflichtet, bis zur voll­
ständigen Tilgung des Darlehens, mindestens jedoch 
über einen Zeitraum von acht Jahren nach Bewilligung 
des Darlehens eine Genossenschaftswohnung selbst zu 
nutzen und Mitglied der Genossenschaft zu bleiben. 
Dies gilt auch bei Erwerb der Wohnung im Zuge der Bil­
dung von Einzeleigentum als Folge der mieternahen 
Privatisierungsverpflichtung. 

Im Fall des vorzeitigen Ausscheidens aus der Genossen­
schaft hat der Zuwendungsempfänger oder sein Rechts­
nachfolger das Restdarlehen innerhalb von drei Mona­
ten nach dem Tag des Ausscheidens vollständig zu til­
gen. Auf Antrag kann die Rückzahlung des Restdarle­
hens bis zur Erstattung des erworbenen Geschäftsanteils 
durch die Wohnungsgenossenschaft gestundet werden. 

Verstößt der Zuwendungsempfänger gegen die Bedin­
gungen oder Auflagen des Bewilligungsbescheides oder 
gegen die Verpflichtungen aus dem Darlehensvertrag 
oder gibt er den Zuwendungszweck auf, kann der Be­
willigungsbescheid aufgehoben und das gewährte Dar­
lehen zurückgefordert werden. 
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Wird der Bewilligungsbescheid vollständig oder teil­
weise aufgehoben oder sonst unwirksam, ist der Erstat­
tungsanspruch nach Maßgabe des § 49a des Verwal­
tungsverfahrensgesetzes für das Land Brandenburg 
(VwVfGBbg) von seiner Entstehung an mit 3 v. H. über 
dem jeweils geltenden Basiszinssatz nach § 1 des Dis-
kontsatz-Überleitungs-Gesetzes (DÜG) vom 9. Juni 
1998 (BGBl. I S. 1242) zu verzinsen. 

7. Verfahren 

7.1 Antragsverfahren 

Förderanträge sind in Form von Einzelanträgen oder 
Sammelanträgen auf den vorgesehenen Antragsvordru­
cken mit der amtlichen Meldebestätigung zum Nach­
weis des ersten Wohnsitzes bei der Bewilligungsstelle zu 
stellen. Dem Antrag sind die sich aus Nummer 4 erge­
benden Erklärungen und Nachweise beizufügen. Das 
maßgebliche Haushaltseinkommen wird durch eine Ein­
kommensbescheinigung der für die Erteilung von 
Wohnberechtigungsscheinen zuständigen Stelle (Ämter, 
amtsfreie Gemeinden und kreisfreie Städte) nachgewie­
sen. 

7.2 Bewilligungsverfahren 

Bewilligungsstelle ist die InvestitionsBank des Landes 
Brandenburg (ILB). 

Die Bewilligungsstelle entscheidet anhand der vorlie­
genden formgerechten Anträge und der vollständig vor­
gelegten Nachweise in der Reihenfolge des Antragsein­
ganges im Rahmen der verfügbaren Mittel. 

7.3 Auszahlung 

Die Auszahlung des Darlehens erfolgt auf ein vom Zu­
wendungsempfänger zu benennendes Konto, sobald der 
Bewilligungsstelle die rechtsverbindliche Zeichnung 
des Geschäftsanteils durch den Mieter, die Fälligkeit des 
Geschäftsanteils mindestens in Höhe des bewilligten 
Darlehens sowie seitens der Genossenschaft der Erwerb 
der Wohnungen durch Vorlage einer beglaubigten Kopie 
des notariellen Kaufvertrages nachgewiesen wurde. 

Zur Sicherung des Rückzahlungsanspruchs ist der Zu­
wendungsempfänger verpflichtet, der ILB eine Ein­
zugsermächtigung zu erteilen.  

7.4 Verwendungsnachweisverfahren 

Der Zuwendungsempfänger hat bis zum Ablauf von 
sechs Monaten nach der Bewilligung den Verwendungs­
nachweis zu führen. Dem Verwendungsnachweis sind 
die Belege (Rechnungen, beglaubigter Grundbuchaus­
zug, Bestätigung des Registergerichts über die Eintra­
gung der Genossenschaft in das Genossenschaftsregis­
ter, Zahlungsnachweise, Festsetzungsbescheide nach 
dem Eigenheimzulagengesetz) im Original beizufügen, 
soweit diese nicht bereits durch die Wohnungsgenossen­
schaft vorgelegt wurden. 

Die Bewilligungsstelle kann auf Antrag die Frist verlän­
gern, wenn ihre Einhaltung dem Zuwendungsempfänger 
aus Umständen nicht möglich ist, die er nicht zu vertre­
ten hat. Die Belege sind fünf Jahre aufzubewahren. 

7.5 Verwaltungskostenbeiträge 

Für die mit der Darlehensgewährung verbundene Ver­
waltungstätigkeit ist ein einmaliger Verwaltungskosten­
beitrag in Höhe von 1 v. H. des bewilligten Darlehens zu 
zahlen, der bei der Auszahlung des Darlehens einbehal­
ten wird. Vom Darlehensrestbetrag ist jeweils ein lau­
fender Verwaltungskostenbeitrag von 0,5 v. H. jährlich 
zu zahlen. 

7.6 Zu beachtende Vorschriften 

Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der 
Zuwendung sowie für den Nachweis und die Prüfung der 
Verwendung und die gegebenenfalls erforderliche Auf­
hebung des Zuwendungsbescheides und die Rückforde­
rung der gewährten Zuwendung gelten die Verwaltungs­
vorschriften zu § 44 LHO, soweit nicht in diesen Förder­
richtlinien Abweichungen zugelassen worden sind. 

7.7 Ausnahmen 

Ausnahmeentscheidungen von dieser Richtlinie bedür­
fen der Zustimmung des Ministeriums für Stadtent­
wicklung, Wohnen und Verkehr (MSWV). Ausnah­
meentscheidungen, die über den Einzelfall hinaus von 
Bedeutung sind, ergehen im Einvernehmen des MSWV 
mit dem Ministerium der Finanzen. 

8. Geltungsdauer 

Diese Bestimmungen treten am 1. Januar 2002 in Kraft. 
Sie treten am 31. Dezember 2003 außer Kraft. 
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